
Aus  unserer  neuen  Zeitung:
Nachgefragt!
Felix Ruga+ Resa Ludivin

Was ist Enteignung?

Oft stößt mensch bei uns auf die Forderung nach Enteignung: Wir wollen die
Immobilienkonzerne wie Deutsche Wohnen enteignen, die „Klimakiller“ wie
Kohle-  und  Automobilindustrie  oder  Verkehrsunternehmen.  Dabei  ist  die
Idee,  dass  die  Wirtschaft  sich  nach  den  Bedürfnissen  der  Menschen
ausrichten soll.  Einige spielen dabei  eine besondere Rolle,  weil  sie  sehr
grundlegend für uns (Wasser, Wohnen, Essen, …) oder wichtig für das Klima
(Transport, Energie) sind. Im Besonderen jene, deren Sicherung zentral sind
(Wohnen,  Wasser,  Transport,…)  oder  die  eine  besondere  Rolle  in  einem
schwerwiegenden  Problem  haben  (ÖPNV  kostenlos  machen,  damit  es
weniger Autos weniger gefahren werden gibt). Wenn diese Dinge jedoch in
privater Hand sind, dann sind sie vor allem für die Gewinne der Eigner_Innen
statt für unsere Bedürfnisse da. Daher also diese Sache mit der Enteignung.

Dafür gibt es im Groben zwei Formen:
Zum einen wäre da die einfache Verstaatlichung. Dann geht es schon einmal
nicht  mehr um ein privates Profitinteresse und die Verwaltung wird von
Beamt_Innen übernommen. Die Preise, Qualität und Produktion wird also zu
einer  Frage  der  Politik.  Allerdings  wird  trotzdem noch  für  einen  Markt
produziert  wird,  es  wirken  also  immer  noch  Zwänge  wie  eine  gewisse
Wirtschaftlichkeit und zum Teil tauchen wieder die gleichen Probleme wie
Personalmangel, Verteuerung usw. auf. Das grundlegende Problem dabei ist,
dass  im  Kapitalismus  der  Staat  nicht  dazu  da  ist,  das  Interesse  der
Gesamtheit zu vertreten. Vielmehr hält er die Klassengesellschaft aufrecht
und  wird  daher  auch  nie  effektiv  unsere  Bedürfnisse  in  der  Produktion
erfüllen.  Bei  Verstaatlichungen  werden  außerdem  die  ehemaligen
Eigner_Innen oft viel zu hoch entschädigt. Ein Fortschritt stellt es trotzdem
meistens dar!
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Wir sprechen eigentlich von einer anderen Art der Enteignung: Es bilden sich
demokratische  Arbeiter_Innenräte,  die  die  Betriebe  besetzen.  Diese
entwickeln auch einen demokratischen Plan, was und wie zu produzieren sei.
Alle könnten mitwirken, sodass sich die Produktion wie auch die Produkte am
Menschen orientieren.

Wie sollten wir mit der Wissenschaft umgehen?

Fridays  For  Future,  Extinction  Rebellion  sowie  viele  andere  in  der
Umweltbewegung sehen sich als ein Sprachrohr oder die Vorkämpfer_Innen
der  Wissenschaft.  Eine  der  großen  Forderungen,  die  oftmals  an  die
Regierung gestellt wird, ist: “Hört auf die Wissenschaftler_Innen!“, die klar
belegen können, dass die Emissionen schleunigst gesenkt werden müssen
und was für Reformen nötig wären. Und diese unterstützen wiederum auch
die Klimabewegung, etwa in Form von Scientists For Future oder den vielen
Vorträgen auf Demos und Veranstaltungen.
Die Wissenschaft auf unserer Seite zu wissen, ist eine große Stütze, denn sie
gilt als objektiv und scheint somit als wertneutrale Stimme nach Vernunft,
auf die zu hören im Interesse aller wäre. Ohne deren Urteil könnten, wir
auch niemals sicher sein, dass wir überhaupt unsere Welt zu retten haben!
Jedoch führt  dieser  Anspruch der  Objektivität  auch dazu,  dass  sie  keine
konkreten politischen Handlungsvorschläge machen können: Sie sagen zwar,
was getan werden muss, aber um das wirklich zu erreichen, müssen wir auch
erklären, wie wir dorthin kommen! „Hört auf die Wissenschaft“ reicht aber
nicht  aus.  Die  Wissenschaft,  schwebt  nämlich  nicht  über  der
Klassengesellschaft. Sie hat richtig erkannt, das etwas getan werden muss,
sie kann aber das Problem nicht lösen, was genau passieren muss und welche
politischen Veränderungen notwendig sind. Darin besteht unsere Aufgabe:
eine  Perspektive  zur  gesellschaftlichen  Veränderung  umsetzen,  die
Klassenstandpunkt  hat.  Es  darf  dabei  keine  Kompromisse  mit
Profitinteressen geben, wir müssen es international machen, wir müssen es
gemeinsam mit  den Beschäftigten machen,  wir  müssen eine Gesellschaft
schaffen, in der die Erkenntnisse der Wissenschaft unmittelbar umgesetzt
werden können!
Und  vor  allem  brauchen  wir  hierfür  eine  ausfinanzierte  Wissenschaft,



unabhängig von Geld und Karriere. Viele Technologien, die eine große Hilfe
gegen den Klimawandel sein könnten, werden nicht ausreichend erforscht,
da  sie  nicht  profitabel  genug  sind.  Werden  doch  einmal  zum  Beispiel
klimafreundliche  Produkte  entwickelt,  werden  diese  oft  patentiert  und
versauern im schlimmsten Fall in irgendeiner Schublade, während weiter die
alten, rentableren Produkte verkauft werden. Das alles passiert, wenn das
die Geldgeber_Innen der Wissenschaft selbst eigene Profitinteressen haben.
Sogar vor 50 Jahren sagten schon viele Wissenschaftler_Innen, dass es den
Klimawandel  gibt,  aber  durch  große  Energiekonzerne  (wie  Exxon mobil)
wurden viele gekauft und haben Fehlinfos verbreitet.

Was  können  die  Gewerkschaftsjugenden  für  die  Klimabewegung
machen?

Trotz der stärksten Umweltbewegung seit Jahren rief der DGB bisher nicht
mal zu den Großstreiks auf, obwohl er das gekonnt hätte und die Klimakrise
nicht nur ein Problem von Schüler_Innen ist,  sondern von Arbeiter_Innen
weltweit. Es liegt jetzt an den Gewerkschaftsjugenden das zu ändern.

Zwar  sind  die  meisten  Ortsgruppen  stark  an  den  Gewerkschaftsapparat
angebunden, doch können sie gerade dies nutzen, um Klimaforderungen in
die  Gewerkschaft  zu  tragen.  Die  Forderungen  von  FFF,  ebenso  wie  ein
„sozialverträglichen Umweltschutz“  aussehen kann,  werden derzeit  schon
diskutiert. Wir sagen: der einzig „sozialverträgliche Umweltschutz“ ist, sich
das Geld bspw. für Umschulungsmaßnahmen von Kohlearbeiter_Innen usw.
bei den großen Klimasünder_Innen selbst zu holen!
Das Ziel aller jungen Gewerkschafter sollte nicht sein eines Tages an der
Spitze des Apparates zu stehen, sondern gemeinsam mit anderen Teilen der
Bewegung für die Rechte und Lage von Arbeiter_Innen sowie unserer aller
Zukunft zu kämpfen. In der Klimabewegung bedeutet das: Umweltschutz mit
Arbeitsplatzsicherheit, Arbeitszeitverkürzung und Neuaufteilung der Arbeit
zu  verknüpfen.  Eine  ökologische  Wirtschaft  ist  unvereinbar  mit  der
kapitalistischen Produktionsweise, denn sie kann nur funktionieren, wenn sie
nicht profitorientiert ist. Wir müssen daher den Kern des Problems angehen.
Doch diese Ziele können nur durch Druck auf die Kapitalist_Innen umgesetzt
werden, durch einen Generalstreik für das Klima- sprich einem politischen



Streik.  Um das  zu  organisieren  und  eine  Perspektive  der  Bewegung  zu
diskutieren,  müssen  sich  al le  kämpferischen  Teile  bei  einer
Strategiekonferenz  2020  verbinden.  Lasst  uns  gemeinsam  für  eine
nachhaltige  Produktion  in  den  Händen  der  Beschäftigten  kämpfen!

Wozu brauchen wir Internationalismus in der Klimabewegung?

Die  derzeitige  Klimabewegung  ist  besonders  stark  in  imperialistischen
Ländern  wie  Deutschland.  Hier  wird  über  Klimanotstand,  erneuerbare
Energien  und  die  Einhaltung  irgendwelcher  Grenzwerte  diskutiert.  Doch
allzu oft verliert sie dabei aus den Augen, dass es in einigen Regionen der
Welt bereits einen „Klimanotstand“ gibt, Menschen unter Wasserknappheit
leiden  und  sterben  oder  aufgrund  der  sich  verschlechternden
Umweltbedingungen  fliehen  müssen.
Nehmen wir E-Autos als Beispiel, da sie von vielen Aktivist_Innen als Lösung
der durch Autos abgesonderten Abgase gesehen werden. Zum Betrieb davon
braucht  man u.  a.  Cobalt,  der  in  afrikanischen Ländern wie dem Kongo
abgebaut  wird.  Die  Arbeitsbedingungen:  miserabel,  zum  Teil  auch
Kinderarbeit.  Die  Profite  gehen nicht  etwa an die  Arbeiter_Innen vorort,
sondern erst in imperialistischen Ländern, in denen man sich die heute noch
sehr teuren E-Autos kaufen kann, wird der große Reibach von Konzernen wie
BMW,  VW  oder  Mercedes  gemacht.  Eine  teure  Lösung  für  reiche
Imperialist_Innen also, bei dem im besten Falle die lokale Emission minimal
verringert wird. Wo bleibt hier die Debatte um Arbeitsbedingungen? Globale
Strategien zur Lösung der Klimakrise?
Outsourcing von Klimasünden bringt rein gar nichts fürs Klima! Lediglich die
Klimabilanz  imperialistischer  Nationen  wie  Deutschland  werden  dadurch
geschönt. Nationale „Lösungen“ bringen bei globalen Problemen gar nichts
und  sind  nur  Scheinlösungen  zum  Nachteil  der  Länder  und  ihrer
Bevölkerungen, die heute schon im größeren Maße von Klimakatastrophen,
verschmutzter  Luft  oder  Wasser  betroffen  sind.  Klimagerecht  ist  anders.
Internationalismus heißt Klimagerechtigkeit für alle und eine Perspektive für
alle.  Daher  muss  die  Antwort  der  Bewegung auf  die  Klimakrise  heißen:
Solidarität, Internationalismus, Antikapitalismus!

Interesse  an  unserer  neuen  Zeitung?  Dann  schau  mal  hier  nach:



http://onesolutionrevolution.de/zeitung/  oder  schreib  uns  einfach  unter
http://onesolutionrevolution.de/kontakt/  an  für  eine  gedruckte  Version  �

Naziaufmärsche  in  Dresden
verhindern  –  Pull  em‘  up  now,
before they take root!
Peter Böttcher, zuerst erschienen auf arbeiterinnenmacht.de

Kurz vor dem Ende des
Zweiten Weltkriegs, vom 13. bis 15. Februar 1945, wurde die Stadt Dresden
von
der Royal Air Force bombardiert. Den Luftangriffen fielen offiziellen
Schätzungen zufolge ca. 22.700-25.000 Menschen zum Opfer.

Seit den 1990er Jahren
marschieren jährlich FaschistInnen durch Dresden, um die Bombardierung
der
Stadt  für  ihre  Zwecke  zu  instrumentalisieren.  Mehr  noch  als  das:  sie
versuchen,
die Geschichte zu verfälschen, indem sie das Dritte Reich als unschuldiges
Opfer der alliierten Bombenangriffe darstellen und zu den vorangegangenen
Kriegsverbrechen der Nazis schweigen. So wird durch das Herbeifantasieren
von
mehreren  hunderttausend  Bombentoten,  durch  die  ständige  Rede  von
versuchtem
Genozid, durch die Bezeichnung der Luftangriffe als „alliierter
Bombenholocaust“ gezielt versucht, einen Opfermythos um das faschistische
Deutschland zu schaffen. Gleichzeitig wird der eigentliche Holocaust von den
AnmelderInnen der Nazidemos geleugnet.
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Entwicklung
Anfangs  waren  die  Teilnehmer_Innenzahlen  der  sogenannten
„Trauermärsche“,  die  unter  solch  Titeln  wie  „Ehre  den  Opfern  des
Bombenterrors“ beworben wurden, noch recht überschaubar. Im Laufe der
Jahre und durch die zunehmende Unterstützung aus den Nachbarländern
erhielten diese jedoch massiven Zulauf. In den Jahren 2009-2010 erreichten
die faschistischen Mobilisierungen zum 13. Februar ihren Höhepunkt, als bis
zu  6.500  Rechte  durch  Dresden  marschierten  und  den  sogenannten
„Trauermarsch” als einen der größten Naziaufmärsche Europas etablierten.

Im Jahr 2009 gründete
sich auch auf Initiative der Interventionistischen Linken (IL) hin das
antifaschistische  Bündnis  „Dresden  Nazifrei“.  Diesem  gehörten  linke
Parteien,
verschiedene Strömungen der radikalen Linken, Gewerkschaften, kirchliche
sowie
auch „zivilgesellschaftliche“ Initiativen an. Durch die damit erreichte
bundesweite Vernetzung und Mobilisierung gelang es in den Folgejahren, die
faschistischen Demonstrationen mittels Massenaktionen und Blockaden zu
verhindern.  Daraufhin ging die Beteiligung an den „Trauermärschen” bis
2015 auf
ein Minimum zurück und nahm erst infolge des Rechtsrucks wieder zu.

In  den  letzten  Jahren  gelang  es  den  Neonazis  erneut,  überregional  zu
mobilisieren und die Beteiligung zu steigern. Gleichzeitig war es aufgrund
einer nach den anfänglichen Blockadeerfolgen allgemein rückläufigen und
wieder regional begrenzten Gegenmobilisierung seither nicht mehr möglich,
den  faschistischen  Aufmärschen  effektiv  etwas  entgegenzusetzen.  In  den
letzten  Jahren  gab  es  zwar  auch  immer  Gegenaktionen  und  kleinere
Blockadeversuche,  dennoch  konnten  die  „Trauermärsche“  beinahe
ungehindert stattfinden und die Teilnehmer_Innenzahlen an den Demos der
Rechtsradikalen wie auch an den antifaschistischen Gegenaktionen waren
nahezu gleich. Während die Beteiligung an den Neonazi-Demos vor einigen
Jahren nur noch bei wenigen Hunderten lag, ist diese bis zum letzten Jahr
wieder kontinuierlich auf etwa 1.000 angewachsen.



Hier für  g ibt  es  untersch ied l iche  Gründe:  Die  s te igenden
Teilnehmer_Innenzahlen auf Seiten der Rechten stehen im Zusammenhang
mit dem allgemeinen Erstarken des Rechtspopulismus in Deutschland und
der  Welt.  Wahlerfolge  von  rechten  Parteien  wie  dem  Rassemblement
National in Frankreich (ehemals Front National), der PiS in Polen oder der
AfD  hierzulande  zeigen,  dass  nationalistisches  und  rassistisches
Gedankengut von breiten Teilen der Gesellschaft mitgetragen wird und in
Parlamenten  und  Regierungen  wieder  salonfähig  geworden  ist.  Von  den
Wahlerfolgen  abgesehen  konnten  wir  aber  auch  gerade  in  Dresden  die
Entstehung  und  das  Wachsen  der  völkisch-nationalistischen  PEGIDA-
Bewegung beobachten, welche Wähler_Innen und Politiker_Innen der AfD,
aber auch rechtsradikale Gruppierungen wie die „Identitäre Bewegung“, die
„Freie  Kameradschaft  Dresden“  (FKD)  und  die  „Gruppe  Freital“  in  sich
vereinte und zeitweise bis zu 25.000 Menschen mobilisieren konnte. Anfangs
als „besorgte BürgerInnen“ abgetan konnte so ein Schulterschluss zwischen
militanten  Neonazis,  der  „Neuen  Rechten“  und  breiten  Teilen  der  nach
rechts gerückten Gesellschaft stattfinden.

Rechtsruck und
Kapitalismus
Angesichts des gesellschaftlichen Rechtsrucks ist davon auszugehen, dass
die Naziaufmärsche weiter an Zulauf gewinnen werden. Was es aber braucht,
um die Demos der FaschistInnen rund um den 13. Februar dieses Jahr sowie
in  Zukunft  mit  Massenblockaden  zu  verhindern,  aber  auch,  um  den
Rechtsruck  zu  stoppen,  ist  eine  überregionale,  breit  aufgestellte
antifaschistische Bewegung. Eine Aktionseinheit der Gewerkschaften, linken
Parteien und Gruppen wäre durch die Einbindung einer Vielzahl der bereits
organisierten Arbeiter_Innen nicht nur imstande, den „Trauermärschen“ ein
Ende zu setzen, sondern könnte auch durch das Aufwerfen von Forderungen
nach  Verbesserungen  der  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  für  alle  und
durch  das  Entfachen  entsprechender  Kämpfe  um diese  Forderungen  ein
guter Ansatz für eine soziale Bewegung sein, die dem Rechtsruck in der
Gesellschaft tatsächlich etwas entgegensetzen kann.



Denn dieser und das damit einhergehende Erstarken faschistischer Kräfte
hat  seine Wurzeln im Kapitalismus.  Konkurrenzdenken,  systemimmanente
Wirtschaftskrisen und die damit einhergehende Gefahr des sozialen Abstiegs
für  das  Kleinbürger_Innentum,  Sozialabbau,  Prekarisierung  und  soziale
Ungleichheit im Allgemeinen sind der Nährboden für rassistische Vorurteile
und  reaktionäre  Bewegungen.  Wenn  die  Arbeiter_Innenbewegung  keine
fortschrittliche Antwort und Kampfperspektive zu weisen vermag, kann die
gesellschaftliche  Angst  und  Verzweiflung  leicht  zum  Nährboden  für  die
Kräfte  der  Reaktion,  für  Rechtspopulismus,  Nationalismus  oder  sogar
Faschismus  werden.

Deshalb  müssen  wir  den  Aufbau  einer  antifaschistischen  und
antirassistischen Arbeiter_Inneneinheitsfront mit einer schonungslosen Kritik
an  der  Politik  der  herrschenden  Klasse  und  diesem  Wirtschaftssystem
verbinden. Wir müssen uns bewusst machen, dass der Faschismus seinen
Ursprung im Kapitalismus hat, dass er mitsamt all der Katastrophen, die er
über die Menschheit brachte, geschehen ist und folglich wieder geschehen
kann.  Wir  müssen  uns  auch  vor  Augen  führen,  dass  der  historische
Faschismus nur deshalb erfolgreich war und innerhalb kürzester Zeit die
antifaschistische  Arbeiter_Innenbewegung  zerschlagen  konnte,  weil  diese
damals uneinig und gespalten war, weil  die Sozialdemokratie ihr Heil  im
Bündnis  mit  den  bürgerlichen  Parteien  suchte,  während  sich  die  KPD
weigerte,  systematisch  für  die  Einheitsfront  gegen  den  Faschismus
einzutreten.

Natürlich gibt es Differenzen
zwischen den einzelnen Parteien, Gruppen und Strömungen. Diese sollten
nicht in
den Hintergrund gerückt werden, sondern ganz im Gegenteil: Die
unterschiedlichen  Auffassungen,  Positionen  und  Taktiken  müssen  offen
diskutiert
und es muss um eine effektive Strategie im Kampf gegen rechts gestritten
werden. Jedoch dürfen uns diese Differenzen nicht davon abhalten,
zusammenzuarbeiten und die vorhandenen Ressourcen in der Einheit nach
außen zu



bündeln. Die antikapitalistischen Kräfte müssen vielmehr versuchen, die
reformistischen Parteien und Gewerkschaften zum Kampf zu zwingen – auch
um
ihrer Kritik an den Fehlern der Gewerkschaftsbürokratie, der Führungen von
SPD
und Linkspartei bei deren AnhängerInnen besser Gehör zu verschaffen.

Weiterhin dürfen wir es
nicht dabei belassen, ausschließlich den Rechten auf den Straßen
entgegenzutreten. Wir begegnen auch in unserem Alltag, an den Orten, an
denen
wir  lernen,  arbeiten  und  leben,  faschistischem  und  rassistischem
Gedankengut
und solchen Organisationen. Darum ist es notwendig, dass wir uns auch an
den
Schulen, Unis und im Betrieb organisieren. In Dresden versuchen wir von
REVOLUTION,  vor  allem  Jugendliche  für  die  Gegenaktivitäten  zu
mobilisieren,
werden  hierzu  auch  einen  Infovortrag  durchführen  und  uns  mit  einem
Demotraining
auf die bevorstehenden Aktionen vorbereiten.

Ob rund um den 13. Februar oder an jedem anderen Tag: Verhindern
wir  die  faschistischen Aufmärsche!  Für eine antifaschistische und
proletarische Einheitsfront! Keinen Fußbreit den FaschistInnen!
Infos  zu  den  antifaschistischen  Gegenaktionen:  FB/Revolution
Sachsen

Was ist Antisemitismus und wie
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kann er bekämpft werden?
1. Gibt es heute überhaupt noch Antisemitismus?

AfD,  FPÖ,  andere  Rechtspopulist_innen  und  auch  viele  große  Zeitungen
sprechen oft  davon,  dass  es  einen neuen Antisemitismus in  Deutschland
gäbe,  der durch die vielen Geflüchteten wieder ins Land gekommen sei.
Abschiebungsforderungen und antimuslimischer Rassismus sollen getarnt als
ein angeblicher Kampf gegen „zugewanderten Antisemitismus“ (Wolfgang
Schäuble) salonfähig gemacht und legitimiert werden. Tatsächlich beweisen
neuere Studien, dass es einen Anstieg antisemitischer Straftaten gibt. Die
Täter  waren  jedoch  in  den  meisten  Fällen  nicht  Migrant_innen  sondern
vorwiegend rechte Deutsche. Erinnert sei hierbei 2019 auf den Anschlag in
Halle, 2018 an die Angriffe auf ein jüdisches Restaurant in Chemnitz, an die
„Wer  Deutschland  liebt  ist  Antisemit“-Rufe  in  Dortmund,  als  auch  an
wiederholte Grabschändungen in jüdischen Friedhöfen oder Beleidigungen
und Bedrohungen auf offener Straße oder im Internet. Anstatt sich diesen
schrecklichen  Vorfällen  ernsthaft  entgegenzustellen,  wird  Antisemitismus
zum  Kampfbegriff,  um  „Integrationsprobleme“  zu  beschwören,
Entsolidarisierung  mit  Geflüchteten  zu  bewirken,  Repressionsmaßnahmen
wie Abschiebungen zu rechtfertigen und linke Organisationen zu diffamieren.
Opfer von rechter Gewalt werden so zu vermeintlichen Täter_innen gemacht.
Dadurch wird suggeriert, dass es keinen Antisemitismus mehr gäbe, wenn
man sich nur dem Islam, den Geflüchteten und der Palästina-Solidaritäts-
Bewegung  entledigen  würde.  In  welchem Land  der  Antisemitismus  zum
millionenfachen  Massenmord  an  Jüdinnen  und  Juden  führte,  dass  es  in
Deutschland  niemals  ein  Ende  des  Antisemitismus  gab  und  welche
ideologischen Kontinuitäten rechte Parteien bis heute davon mittragen, wird
somit  systematisch  verwischt.  Keine  Rede  ist  von  rechter  Esoterik  und
antisemitischen  Verschwörungstheorien,  wie  der  von  der  „geheimen
internationalen  Macht  jüdischer  Großunternehmer  wie  Soros,  den
Rothschilds  oder  Facebook-Gründer  Zuckerberg“  oder  den  angeblichen
mächtigen jüdischen Bankiers in den USA, die heimlich das Weltgeschehen
steuern. Keine Rede ist von Forderungen aus den Reihen der AfD nach einem
„Schlussstrich  mit  dem  Schuldkult“,  dem  „Denkmal  der  Schande“,  der
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Forderung wieder „stolz zu sein auf die Leistungen deutscher Soldaten in
zwei Weltkriegen“ (Gauland 2018) oder der Bezeichnung der Nazi-Zeit als
einen  „Fliegenschiss“  (Gauland  2018)  gegenüber  der  ansonsten  so
großartigen deutschen Geschichte (die im Übrigen voll von antisemitischen
Pogromen ist). Um wieder „stolz auf Deutschland“ sein zu dürfen, wird die
historische Schuld abgewehrt, auf andere geschoben (häufig sogar auf die
Jüdinnen  und  Juden  selbst)  oder  die  Grausamkeiten  des  Holocausts
verharmlost. Im Fahrwasser eines internationalen Rechtsrucks konnten sich
antisemitische  Theorien  an  vielen  Orten  auf  der  Welt  wieder  aus  der
Mottenkiste  befreien.  Während  die  polnische  PiS-Partei  einen
fundamentalistisch-religiös  argumentierenden  Antisemitismus  vertritt,
bedient  Victor  Orbans  Fidesz-Partei  klassische  antisemitische
Verschwörungstheorien.  Die  ukrainische  Swoboda-Partei  kämpfte  im
„Euromaidan“ gegen eine von ihnen ausgemachte „jüdisch-russische Mafia“
und verehrt den Nazi-Kollaborateur und Kriegsverbrecher Stephan Bandera.
Wo solche Ideologien hinführen, mussten wir im Oktober 2018 in den USA
beobachten als ein faschistischer Terrorist in einem schrecklichen Blutbad in
einer  Synagoge  elf  Menschen  erschoss.  Indem der  Antisemitismusbegriff
jedoch  immer  weiter  allein  auf  Kritik  an  der  Politik  der  israelischen
Regierung  verengt  und  zum  Kampf  gegen  den  Is lam  und  die
Palästinasolidarität instrumentalisiert wird, geraten die Lebensrealitäten von
in Europa lebenden Jüdinnen und Juden, von Shoa-Überlebenden weltweit
und auch antisemitische Übergriffe in der Gesellschaft immer weiter aus dem
Fokus. Die eigentliche Gefahr hinter der neuen Welle von Antisemitismus im
Zuge des Rechtsruckes und auch der Zusammenhang zwischen deutschem
Nationalismus  und  Antisemitismus  werden  somit  verschleiert.  Um dieser
Gefahr ins Auge zu sehen und Antisemitismus heute erkennen, erklären und
bekämpfen zu können, wollen wir uns im Folgenden erst einmal angucken,
was  Antisemitismus  überhaupt  ist,  wie  er  entstanden  ist  und  wie  er
funktioniert. Ferner wollen wir diskutieren, inwiefern der Staat Israel ein
Schutzraum  gegenüber  Antisemitismus  sein  kann  und  was  andere
Strömungen  innerhalb  der  Linken  für  Konzepte  im  Kampf  gegen
Antisemitismus  anzubieten  haben.  Abschließend  zeigen  wir  auf,  wie  wir
Antisemitismus tatsächlich und nachhaltig bekämpfen können.



2. Was ist Antisemitismus?

Antisemitismus verstehen wir nicht als ein mystisches Schreckgespenst, das
durch  die  Köpfe  dummer*  Menschen  wabert,  sondern  als  eine  konkret
erklärbare besondere Form des Rassismus, die zu einer historisch singulären
K a t a s t r o p h e  f ü h r t e .  N a c h d e m  m i t  d e n  ü b e r s e e i s c h e n
Expansionsbestrebungen des europäischen Kapitalismus eine Legitimation
für die Verbrechen der Kolonialist_innen geschaffen werden musste, wurde
der  moderne  Rassismus  geboren:  Während im Zuge  der  Aufklärung  das
Konzept  von  allgemeinen  Menschenrechten  in  Europa  populär  wurde,
wurden  Herrschaftsansprüche  über  andere  Kontinente  durch  die  Idee
gerechtfertigt, zu einem „biologisch“ überlegenen „Herrenvolk“ zu gehören.
Auf  dieser  Grundlage  wurde  eine  pseudowissenschaftliche  Rassentheorie
konstruiert, aus der die europäischen Koloniasor_innen ein natürliches Recht
ableiteten, Menschen mit anderer Hautfarbe auszubeuten, zu versklaven und
zu  ermorden.  Rassismus  diente  und  dient  auch  heute  noch  also  als
ideologische Verkleidung für die Ziele imperialistischer Politik: Wo früher
das  „deutsche Volk“  für  „Lebensraum“ oder  einen „Platz  an der  Sonne“
kämpfte,  werden  heute  „westliche  Werte“  gegen  „andere  Kulturkreise“
verteidigt.  Antisemitismus  diente  zwar  nicht  der  Beherrschung  und
Kolonisation eines Gebietes aber fußt als eine Form des Rassismus auch auf
derselben  Konstruktion  des  „weißen  Herrenvolkes“.  Dessen  innere
„Gesundheit“  werde  durch  die  Jüdinnen  und  Juden  als  „Parasitenvolk“
gefährdet, indem eine „internationale jüdische Finanzmacht“ die „gesunden
Nationalstaaten“  unterwandere.  Da  dies  ein  heimlich  stattfindender
geheimer  Prozess  sei,  der  nicht  aufzuhalten  ist  und  der  „Natur  des
Judentums“ entspreche, fordert der Antisemitismus in letzter Konsequenz
immer  die  „Befreiung  der  vergifteten  Völker“  durch  Auslöschung  des
Judentums.  Während  beispielsweise  der  Rassismus  gegenüber  People  of
Color  von einer  Art  kulturellen  Überlegenheit  der  „weißen Herrenrasse“
ausgeht,  um Überausbeutung und Versklavung zu rechtfertigen,  wird  im
Antisemitismus  von  einer  Bedrohung  der  „weißen  Herrenrasse“  durch
angebliche  „Weltherrschaftspläne  der  Jüdinnen und Juden“  ausgegangen.
Anti-jüdische  Pogrome,  Massenmord,  Vernichtungsphantasien  und
Verschwörungstheorien waren und sind die traurigen Konsequenzen dieser



Ideologie. Wie jedem Rassismus geht es auch dem Antisemitismus um die
Betonung der Differenz zwischen vermeintlichen „Rassen“ (oder „Ethnien“,
wie sie nach 1945 bezeichnet wurden). Jüdinnen und Juden werden dabei zu
„Fremden“ oder den „Anderen“. So wie es häufig in rassistischen Weltbildern
der Fall ist, wurden den Jüdinnen und Juden Eigenschaften angedichtet, die
immer  genau  das  Gegenteil  von  dem  darstellen,  wie  sich  „das  weiße
Herrenvolk“ gerne gesehen hätte. Wenn die Jüdinnen und Juden – also „die
Anderen“ – als gierig, hinterlistig, böse, feige, verweiblicht, heimatlos und
schwach dargestellt wurden, wollte man damit eigentlich sagen, dass man
selber  gerecht,  ehrlich,  gut,  männlich,  „heimattreu“,  loyal  und stark  sei.
Diese Gegenüberstellung ist im Antisemitismus sehr zentral, obwohl sich im
Laufe  der  Zeit  und  verschiedenen  Epochen  und  Ausprägungen  der
Feindschaft  gegenüber  Jüdinnen  und  Juden  verschiedene  Formen  von
Antisemitismus  herausgebildet  haben.  Besonders  wichtig  ist  es  hierbei
zwischen  dem  religiös  begründeten  mittelalterlichen  Antisemitismus  und
dem  rassistisch  begründeten  modernen  Antisemitismus,  wie  er  in
kapitalistischen Gesellschaften, wie auch dem Faschismus, aufzufinden ist, zu
unterscheiden.  Im  Folgenden  werden  wir  noch  viel  auf  die  Entstehung,
Ausprägung und Funktionsweise  des  modernen Antisemitismus  eingehen.
Kurz und knapp kann man aber an dieser Stelle bereits sagen, dass beim
Antisemitismus  durch  die  ökonomische  Krisenhaftigkeit  des  Kapitalismus
erzeugte soziale Ängste verschiedener Bevölkerungsgruppen auf Jüdinnen
und  Juden  als  Feindbilder  projeziert  und  mit  universalistischen
Verschwörungs- und Unterwanderungstheorien verknüpft werden. Hass auf
Jüdinnen und Juden entsteht also meistens dann, wenn der Kapitalismus das
Bedürfnis nach Aufstand und sozialer Veränderung in Teilen des Bürgertums
und den verarmten Massen hervorruft und antisemitische Stereotype diesen
Wunsch  nach  kollektivem  Aufbegehren  auf  Jüdinnen  und  Juden,  als  die
„eigentlichen  Strippenzieher  hinter  dem  System“,  ablenkt.  „Die  Juden“
fungieren dabei als ein einheitliches homogenes Kollektiv, was sämtlichen
wissenschaftlichen  Erkenntnissen  zuwider  läuft.  Denn  da  die  jüdische
Geschichte  vor  allem  eine  Geschichte  von  Vertreibungen,  Flucht  und
Umsiedlungen ist, haben sich in unterschiedlichsten Räumen auf der Welt
verschiedene Ausprägungen der jüdischen Religion und jüdischer Identität
gebildet. Ob Ashkenazim aus Europa, Sephardim aus Spanien, Mizrachim aus



dem muslimischen Raum, Jüdinnen und Juden aus den USA oder kleinere
Gemeinden aus Äthiopien und Indien, alle besitzen verschiedene Konzepte
ihrer  jüdischen  Identität,  eigene  Sprachen,  eigene  Kultur  und  eigene
Bräuche. Nur eine Minderheit der Jüdinnen und Juden auf der Welt lebt in
Israel.  Jegliche Theorien von einer gemeinsamen Abstammung,  ähnlichen
Genen oder einem über alle Grenzen und Zeiten hinweg zusammenhaltenden
„Weltjudentum“ sind eine mythische und zugleich rassistische Konstruktion.

3. Wie ist Antisemitismus entstanden?

Natürlich  können  wir  in  der  über  Jahrhunderte  hinweg  reichenden
Geschichte  des  Antisemitismus  hier  nicht  auf  jedes  historische  Detail
eingehen, weshalb die folgende Schilderung vielleicht ein wenig schematisch
wirkt.  Es  geht  uns  jedoch  darum,  mit  der  Methode  des  historischen
Materialismus  die  allgemeinen  sozio-ökonomischen  Entwicklungen  und
geschichtlichen Triebkräfte zu verstehen. Somit wollen wir Antisemitismus
als  ein  gesellschaftliches  Produkt  mitsamt  seiner  Produktions-  und
Reproduktionsbedingungen  erfassen.  In  diesem  Sinne  hat  der  jüdische
Trotzkist Abraham Leon, welcher 1944 in Auschwitz ermordet wurde, eine
sehr gute Studie verfasst, an deren Erkenntnissen wir uns stark orientiert
haben:  Trotz  vielfachen  Vertreibungen  und  Umsiedlungen  verhalfen
verhältnismäßig (!) sichere Lebensbedingungen dem Judentum der Antike zu
kultureller Blüte. Im europäischen Mittelalter wurden die Jüdinnen und Juden
jedoch  zunehmend  in  Berufszweige  wie  Handel,  Geldverleih  und
spezialisiertes  Handwerk  gedrängt.  Durch  die  Verbote  wichtige  Ämter
auszuüben, Waffen zu tragen, Land zu besitzen und Zünften anzugehören,
war der den Christ_innen als sündig geltende Geldverleih eine von wenigen
Tätigkeiten, die die Jüdinnen und Juden überhaupt ausführen durften. Der
sogenannte  mittelalterliche  Antisemitismus  wurde  im  Zuge  dessen  als
religiöse Ideologie gebraucht, um den sozialen Ausschluss der Jüdinnen und
Juden zu legitimieren. Hier entstanden erste Bilder von Jüdinnen und Juden
als den „Christusmördern“, den „Brunnenvergiftern“, „Kindermörder“, „den
geizigen  Wucherern“,  „Ritualmördern“  und  sonstige  bullshit-
Verschwörungstheorien – soviel zum Thema „jüdisch-christliches Abendland“.
Diese sozio-ökonomische Sonderstellung, in die die Jüdinnen und Juden im



feudalen Mittelalter gedrängt wurden, hat ihre Integration in die bestehende
Klassengesellschaft verhindert und gleichzeitig bewirkt, dass die jüdischen
Communities  relativ  isoliert  ihre  eigene  Sprache,  Kultur,  Religion  und
Siedlungsgebiete  behielten.  Gerade  in  wirtschaftlichen  Krisenperioden
wurden  blutige  Pogrome  gegen  die  jüdische  Bevölkerung  in  Europa
angestiftet.  Zu  massenhaften  Vertreibungen  oder  Massenmorden  kam es
jedoch eher selten, da das feudale Wirtschaftssystem auf die ökonomische
Funktion der jüdischen Bevölkerung angewiesen war. Die große Katastrophe
begann  mit  der  schleichenden  Auflösung  des  Feudalismus  und  seiner
Ablösung durch ein neues Wirtschaftssystem, den Kapitalismus. Denn indem
der Kapitalismus durch seine technologisch-industriellen Entwicklungen eine
neue  Klasse,  das  Bürgertum,  an  die  Macht  hievte,  lösten  sich  feudale
Strukturen  wie  der  Ständestaat,  die  Herrschaft  des  Adels  oder  die
Leibeigenschaft  nach  und  nach  auf.  Auch  die  sozio-ökonomische
Sonderstellung  der  jüdischen  Communities  wurde  somit  nach  und  nach
untergraben.  Während  sich  in  Westeuropa  der  Kapitalismus  blühend
entwickelte  und  die  jüdische  Bevölkerung  mehrheitlich  Teil  der
Arbeiter_innenklasse  oder  des  Bürgertums  werden  konnte,  verlief  die
Entwicklung des Kapitalismus in Osteuropa eher stockend. Die vielen Krisen
und die hohe Arbeitslosigkeit behinderten die Jüdinnen und Juden dabei, hier
einen neuen Platz im kapitalistischen System zu finden. Dieser Prozess ging
mit  einer  dramatischen  Verarmung  der  jüdischen  Communities  und
wachsendem Antisemitismus in Osteuropa einher. Infolgedessen flohen viele
Jüdinnen  und  Juden  nach  Westeuropa.  Doch  auch  hier  geriet  der
Kapitalismus insbesondere in den 30ern Jahren in eine tiefe Krise. Die neu
entstandene  faschistische  Bewegung  in  Deutschland  knüpfte  am
mittelalterlichen Stereotyp der „jüdischen Wucherer“ an und konstruierte die
Legende  vom  „jüdischen  Finanzkapital“.  Dieses  „böse  raffende  Kapital“
wurde dem „guten deutschen schaffenden Kapital“ gegenüber gestellt. So
war  es  den  Faschist_innen  möglich,  den  Frust  und  die  sozialen
Abstiegsängste, die kleine Unternehmen, Handwerker_innen, Selbstständige
und  Arbeiter_innen  im  Zuge  der  Wirtschaftskrise  erlebten,  von  den
Herrschenden abzulenken und auf die jüdische Bevölkerung zu richten. Die
konsequenteste  Gegnerin  des  Faschismus  –  die  internationale
Arbeiter_innenbewegung – wurde ebenfalls in das Konstrukt des „jüdischen



Feinds“  integriert.  Antisemitismus  und  Antikommunismus  eint  dabei  die
Vorstellung,  das Judentum und die revolutionäre Arbeiter_innenbewegung
seien eine gegen die „gesunden Völker“ gerichtete „jüdisch-bolschewistische
Weltverschwörung“, die die als natürlich gewachsen verstandene Ordnung
der Nationalstaaten auflösen und die „Volksgemeinschaften“ mit ihrem „Gift“
zersetzen will. Dem herrschenden Bürgertum kam dieses Feindbild im Zuge
der Verschärfung der Wirtschaftskrise und einer wachsenden revolutionären
Arbeiter_innenbewegung,  die  ihre  Macht  zu  bedrohen  schien,  ziemlich
gelegen. Der Antisemitismus diente somit seit jeher auch als wirksame Waffe
gegen den Marxismus. So wie die internen Probleme, dem „jüdischen inneren
Feind“ angelastet wurden, wurde dieser auch auf eine äußere Bedrohung,
den „jüdischen Bolschewismus“  projiziert.  Nach Hitlers  Machtübernahme
hatte der Antisemitismus nun die Funktion, verschiedene Klassen ideologisch
in  einer  Rasse  aufgehen  zu  lassen  und  somit  eine  „deutsche
Volksgemeinschaft“ zu konstruieren, die sich gegen den inneren und äußeren
„jüdischen Feind“ verteidigen müsse. Die schreckliche Konsequenz dessen
war der industrielle Massenmord an über 6 Millionen Jüdinnen und Juden.
Doch  auch  tausende  Jüdinnen  und  Juden  setzten  sich  gegen  den
Antisemitismus auf verschiedenste Weisen zur Wehr. Viele erkannten den
Zusammenhang von Antisemitismus und Kapitalismus und schlossen sich der
kommunistischen Arbeiter_innenbewegung an, um diesen zu überwinden. In
der Oktoberrevolution in Russland kämpften zum Beispiel tausende Jüdinnen
und Juden siegreich gegen das brutale und antisemitische Regime des Zaren.
Dies zeigt uns wie jüdische Arbeiter_innen in den Reihen der Bolschewiki für
die  Befreiung  von  Antisemitismus,  Ausbeutung  und  Krieg  gegen  den
Kapitalismus  kämpfen  konnten.  Die  darauffolgende  stalinistische
Degeneration der Sowjetunion hat jedoch den Antisemitismus wieder auf die
Tagesordnung geholt, um von inneren Widersprüchen abzulenken und gezielt
politische  Gegner_innen  auszuschalten.  Auch  zur  Verfolgung  von
Trotzkist_innen wurden antisemitische Stereotype neu aufgewärmt. Die lange
Geschichte des europäischen Antisemitismus ist leider auch heute trotz der
historischen Katastrophe der Shoa nicht beendet. Wenn gleich nicht mehr
offen  mit  dem Antisemitismus  hausiert  werden  darf,  tritt  er  heute  eher
verdeckt  auf.  Vor  allem  dort,  wo  nach  verkürzten  Lösungen  für  die
kapitalistische Krise gesucht wird, ohne den Kapitalismus als Ganzes infrage



stellen zu wollen. Besonders anfällig für verkürzte Kapitalismuskritiken sind
meistens die Teile der Gesellschaft, die im Allgemeinen vom Kapitalismus
profitieren  aber  in  Wirtschaftskrisen  vom  großen  Monopol-  und
Bankenkapital bedroht werden – also kleine Unternehmen, Selbstständige,
Handwerker_innen  und  Kleinbürger.  Doch  auch  in  Teilen  der
Arbeiter_innenbewegung kann der Antisemitismus durch Niederlagen ihrer
Führung  fußfassen.  Auch  heute  sind  wieder  Begriffe  wie  die  „jüdische
Zinslobby“ und die „dunkle jüdische Macht im internationalen Bankenwesen“
im Kontext der Auswirkungen der Wirtschaftskrise von 2008 von der Neuen
Rechten zu hören. So fordert Marie Le Pens „Ressemblement National“ einen
autoritäreren  Staaten,  der  sich  gegen  den  „gierigen  Finanzmarkt“
verteidigen  könne,  damit  die  „kosmopolitische  Wirtschafselite“  nicht  die
„natürliche Staatenordnung zersetze“. Auch in Deutschland gibt es Stimmen
die  verlauten,  dass  die  „jüdische Weltverschwörung“ die  „internationalen
Eliten“  kontrolliere  und  somit  eine  „Fremdbestimmung  Deutschlands“
anstreben. Auch der völkische Nationalismus der AfD mit seinem Bestreben
einen „ethnisch einheitlichen Volkskörper wiederherzustellen“ und seinem
Hass auf alles vermeintlich „Fremde“ wird sich in letzter Konsequenz auch
gegen Jüdinnen und Juden richten. Getarnt hinter ihrer Solidarität mit Israel
gehen bekannte Neonazis und Holocaustleugner in ihren Parteibüros ein und
aus.

4.  Ist  also  jede  verkürzte  Kapitalismuskritik  automatisch
antisemitisch?

Nein,  ist  sie  nicht.  Richtig  ist  jedoch,  dass  der  moderne Antisemitismus
meistens als eine verkürzte Kapitalismuskritik auftritt. Das haben wir bereits
historisch  an  der  nationalsozialistischen  Legende  vom  „guten  deutschen
schaffenden Kapital“ versus „böses jüdisches raffendes Kapital“ oder auch
aktuell  an den neu-rechten Verschwörungstheorien um den Unternehmer
Georges  Soros  aufgezeigt.  Jüdinnen  und  Juden  werden  hier  mit  der
abstrakten  Seite  des  Kapitalismus  identifiziert  und  für  seine  negativen
Folgen,  wie  Finanzkrisen  und  Kriege,  verantwortlich  gemacht.  Der
Kapitalismus  wird  dabei  nicht  in  seiner  Gänze  als  krisenproduzierendes
Ausbeutungsverhältnis  zwischen  gesellschaftlichen  Klassen  betrachtet,



sondern als ein grundsätzlich funktionierendes und gutes System. Obwohl im
aktuellen  Entwicklungsstadium  des  globalisierten  Kapitalismus
(Imperialismus  genannt)  die  tatsächliche  Warenproduktion  und  die
Finanzsphäre  untrennbar  miteinander  verflochten  sind,  versuchen
Antisemit_innen die  „Zins-  und Finanzwirtschaft“  analytisch  abzukoppeln.
Der Kapitalismus sei also ein funktionierendes System, wenn da nicht die
„gierigen jüdischen Banker_innen“ wären.  Dabei  projizieren sie  geläufige
Ansichten gegenüber der Finanzwelt, wie dass sie international, universal,
undurchschaubar sowie gierig sei und hinter jedem weltpolitischen Ereignis
die Strippen ziehe, auf die Jüdinnen und Juden. Jedoch ist nicht jede Kritik
und  jedes  Aufbegehren  gegen  das  kapitalistische  System,  automatisch
antisemitisch.  Einige  selbsternannte  „Linke“,  wie  die  sogenannten
„Antideutschen“, vertreten jedoch diese Ansicht. Ihrer Meinung nach sei jede
Form  von  sozialer  Organisierung  und  Protest  auf  der  Straße  etwas
Gefährliches,  da der  Großteil  der  Bevölkerung nicht  die  Komplexität  der
kapitalistischen Warengesellschaft durchschaue und deshalb immer zu einer
verkürzten  Kapitalismuskritik  (synonym  dazu  auch  regressive
Kapitalismuskritik,  personalisierte  Kapitalismuskritik  oder  struktureller
Antisemitismus) neige. Diese verkürzte Kapitalismuskritik richte sich ihrer
Meinung nach automatisch in letzter Konsequenz gegen Jüdinnen und Juden
und  führe  zu  antisemitischen  Vernichtungsphantasien.  Organisierter
Widerstand auf der Straße ist in ihren Augen kein Instrument zur Befreiung
sondern eine Gefahr. Leider macht es das kapitalistische System den Massen
tatsächlich schwer, seine Funktionsweise zu durchschauen, deshalb richten
spontane Proteste ihre Kritik meistens erst einmal gegen ein bestimmtes
Symptom,  eine  Person oder  eine  Institution  des  kapitalistischen Systems
ohne bereits das gesamte Kapitalverhältnis verstanden zu haben. Wenn man
die  Analyse  der  „Antideutschen“  teilt,  dann  wären  zum  Beispiel  solche
Bewegungen  wie  kollektive  Aktion  gegen  Massenentlassungen  oder
Lohnkürzungen in Betrieben, Proteste gegen den Kohlekonzern RWE, Anti-
Gipfelproteste, Antigentrifizierungsbewegungen wie „Deutsche Wohnen &Co.
enteignen“  oder  auch  Proteste  gegen  die  europäischen  Spardiktate  der
Trioka wie  zum Beispiel  „Blockupy“  der  pure Antisemitismus.  Es  stimmt
natürlich,  dass  nicht  einzelne  Konzerne  oder  Regierungsvertreter_innen
alleine  für  die  Auswirkungen  des  Kapitalismus  verantwortlich  gemacht



werden  können,  denn  auch  sie  sind  vom  strukturellen  Zwang  des
Kapitalismus  (=  Profit  erwirtschaften,  um  nicht  von  der  Konkurrenz
plattgemacht  zu  werden)  betroffen.  Und  es  stimmt  auch,  dass  diese
Bewegungen ihre Ziele letztlich nur umsetzen können, wenn sie die Wurzeln
der  Probleme,  gegen  die  sie  protestieren,  richtig  analysieren  und  im
kapitalistischen Ausbeutungszusammenhang suchen. Es ist aber total falsch
zu  glauben,  dass  nur  Menschen,  die  meinen  die  kapitalistische
Produktionsweise verstanden zu haben, ein Recht haben, auf die Straße zu
gehen!  Wir  als  Revolutionär_innen  müssen  uns  deshalb  in  solche
Bewegungen einmischen, intervenieren, damit sie nicht bei einer verkürzten
Kritik  stehen  bleiben,  und  eine  antikapitalistische  Perspektive  aufzeigen
(Antisemitismus ist dabei, sollt er auftreten, auf das Schärfste zu bekämpfen),
anstatt uns wie die „Antideutschen“ in der Unibibliothek zu verschanzen und
nur zu rumzukritisieren.

5. Wenn es heute noch viel Antisemitismus auf der Welt gibt, sind
dann der Staat Israel und seine nationale Ideologie des Zionismus die
Lösung des Problems?

Der Zionismus ist als eine politische Idee und Nationalbewegung entstanden,
um  das  Problem  des  modernen  Antisemitismus  zu  lösen.  Er  greift  das
antisemitische  Paradigma  auf,  dass  die  Jüdinnen  und  Juden  in  allen
bestehenden Staaten ein Fremdkörper seien. Daraus schlussfolgert er, dass
die  Jüdinnen  und  Juden  einen  eigenen  jüdischen  Nationalstaat  errichten
müssten.  Der  Zionismus  akzeptiert  somit  eine  antisemitische  Welt  als
Normalzustand und konnte deshalb zwar auf den Antisemitismus reagieren,
ihn aber nicht bekämpfen. Den Jüdinnen und Juden versprach er, sie von der
ewigen  Vertreibung  und  Verfolgung  zu  erlösen  und  ihnen  ein  sicheres
Zuhause zu bieten, das die Jüdinnen und Juden wieder selbst zum Subjekt
ihrer  Geschichte  werden  lässt.  Der  Kapitalismus,  der  den  modernen
Antisemitismus  selbst  erst  hervorgebracht  hat,  sorgte  durch  seine
internationale  Entwicklung  gleichzeitig  dafür,  dass  der  Zionismus  seine
Versprechen als Reaktion auf den Antisemitismus nie einlösen konnte. Denn
in einer Welt, welche Mitte des 20. Jahrhunderts durch den globalisierten
Kapitalismus bereits in Nationalstaaten eingeteilt war, können keine wirklich



unabhängigen neuen Nationalstaaten mehr entstehen. Ähnliches haben wir
auch  in  den  ehemaligen  europäischen  Kolonien  in  Afrika,  Asien  und
Südamerika gesehen. Sie können zwar formal politisch unabhängig sein, eine
eigene Regierung haben etc. aber werden immer wirtschaftlich von einem
stärkeren Staat abhängig sein. Auch die israelische Geschichte hat gezeigt,
dass  die  Entwicklung  dieses  Staates  nur  durch  die  abwechselnde
Unterstützung verschiedener Großmächte wie der Sowjetunion, Frankreich
oder den USA möglich war. Unabhängigkeit und Sicherheit sehen anders
aus,  denn  die  Unterstützung  durch  eine  wirtschaftliche  und  militärische
Großmacht ist dem israelischen Staat auch nur solange gesichert, bis kein
profitablerer Partner in der Region auftaucht. Erst recht in der aktuellen
Phase in der wir eine Verschärfung um den Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  erleben  und  sich  neue  Bündnisse  bilden,  kann  ein  heute  noch
israelfreundlicher  Staat  schnell  bei  veränderten  internationalen
Kräfteverhältnissen  antisemitische  Züge  annehmen,  dafür  gibt  es  im
Kapitalismus keine Garantie. Ferner ist es eine Illusion zu glauben, dass die
Gründung eines neuen Nationalstaates,  der auf der Vertreibung der dort
ansässigen  Bevölkerung  –  den  Palästinenser_innen  –  beruht,  seinen
Bewohner_innen ein friedliches Leben garantieren könne. Natürlich haben
sich die Palästinenser_innen gegen ihre Vertreibung gewehrt und tun dies
auch heute noch, und zwar nicht weil sie so antisemitisch drauf sind und das
Leiden der geflohenen Jüdinnen und Juden nicht anerkennen, sondern weil
sich niemand gerne vertreiben lässt. Der israelische Staat muss sich also
immer bis an die Zähne bewaffnen, um weiter existieren zu können, weshalb
die israelische Gesellschaft selbst immer unter Militarismus und Unsicherheit
leidet. Auch deshalb wird sie immer von der militärischen Rückendeckung
einer  anderen  Großmacht  abhängig  sein,  welche  wiederum  dabei  ihre
eigenen Interessen verfolgt. Immer mehr Israelis haben keinen Bock mehr
auf Krieg, Militarisierung und ethno-nationalistischen Rechtsruck in ihrem
Geburtsland und zeihen dem ein Leben außerhalb ihres „Schutzraumes“ vor.
Seit einigen Jahren bereits wandern mehr Jüdinnen und Juden aus Israel aus,
als neue einwandern. Viele davon tun dies aus ökonomischen Gründen. Für
Israelis, die sich aus politischen Gründen nicht dem staatlich verordneten
Nationalismus unterordnen wollen, war eh schon lange klar, dass sie nicht in
einem „jüdischen Schutzraum“ leben. Linke Jüdinnen und Juden (wie von



Breaking  the  Silence,  Peace  Now,  Anarchists  against  the  wall,
Militärdienstverweiger_innen,  linke  Akademiker_innen,  Kommunist_innen
usw.), die sich gegen diese Zustände wehren, werden in Israel immer stärker
gesellschaftlich gebrandmarkt,  geächtet  und als  „Vaterlandsverräter“ und
„innere  Feinde“  beschimpft.  Während  also  immer  mehr  Israelis  ihrer
„nationalen Heimstelle“ den Rücken zukehren, werden in Deutschland aber
auch international immer mehr Stimmen laut, die Kritik an der israelischen
Politik durch den Vorwurf des Antisemitismus zu delegitimieren versuchen.
Wir finden es ziemlich verleumderisch zu behaupten, dass jede Kritik am
rassistischen Charakter der israelischen Politik, antisemitisch wäre und „dem
jüdischen Volk“ (was auch immer das sein soll; gemeint sind vermutlich alle
Jüdinnen und Juden auf der Welt) das Recht auf Selbstbestimmung nehmen
würde.  Einerseits  werden hier  alle  Jüdinnen und Juden der Welt  für  die
Interessen  des  israelischen  Staates  instrumentalisiert  und  andererseits
jüdische  Selbstbestimmung  auf  die  Solidarität  mit  Israel  begrenzt.
Dementgegen  sollte  vielmehr  die  Achtung  vor  der  Vielfalt  jüdischer
Identitäten und die analytische Trennschärfe von Judentum und israelischem
Staat die Grundlage für den Kampf gegen Antisemitismus darstellen. Dabei
he ißt  d ie  kommunis t i sche  Kr i t ik  am  Zion ismus ,  n icht  das
Selbstbestimmungsrecht der israelischen Arbeiter_innenklasse zu leugnen,
sondern es in Verbindung mit der freien und gleichberechtigten Entwicklung
der  Palästinenser_innen  einzufordern!  Denn  wie  Marx  schon  einmal
geschrieben hat:  „Ein Volk,  das ein anderes unterdrückt,  schmiedet  sich
selbst die Ketten“. Und das sieht man in Israel zum Beispiel daran, dass
Armut,  Wohnungsmangel,  Militarismus,  Lebenshaltungskosten  und
Arbeitsbelastung  massiv  steigen,  da  der  Staat  etliche  Millionen  in  die
Besatzung  der  palästinensischen  Gebiete  stecken  muss.  Sozialleistungen
werden gekürzt, um den Preis der Besatzung zahlen zu können. Israel ist
genauso  wie  jeder  andere  kapitalistische  Nationalstaat  eine
Klassengesellschaft, in der die Mehrheit die Arbeiter_innenklasse darstellt.
Auch  diese  wird  von  den  nationalen  Kapitalist_innen  unterdrückt  und
ausgebeutet.  Die  Unterdrückung  der  Palästinenser_innen  dient  den
Kapitalist_innen als Absatzmarkt, als Reservoir billiger Arbeitskraft und als
ideologisches  Band,  das  die  Klassengegensätze  in  Israel  durch  eine
ausländische  Bedrohung  verwischen  soll.  Zudem vollzieht  die  israelische



Regierung  einen  immer  stärker  werdenden  Rechtruck,  der  sich  in  einer
immer rassistischeren und aggressiveren Besatzungspolitik äußert. Israels
rechts-nationalistischer Premierminister Netanjahu scheut in seinem Kampf
gegen den „islamischen Terror“ dabei  auch nicht  davor zurück,  sich mit
offenen Antisemiten wie Victor Orban oder anderen Rechtspopulist_innen wie
Le Pen oder Trump zu verbünden. Netanjahu verzeiht den Neuen Rechten
bereitwillig  ihren  Antisemitismus,  solange  sie  wenigstens  überzeugte
Zionist_innen sind. Gleichzeitig geht er immer schärfer gegen die kritischen
Stimmen innerhalb und außerhalb Israels vor und forderte aus diesem Grund
zuletzt sogar die deutsche Regierung auf, ihre finanzielle Unterstützung an
das  jüdische  Museum  in  Ber l in  zu  beenden.  Die  deutschen
Bundesregierungen spielen sich seit Israels Staatsgründung 1948 als enge
Vertraute und Beschützer_innen jüdischen Lebens auf. Um sich nicht mit den
Problemen  der  Jüdinnen  und  Juden  in  Deutschland  und  historischen
Kontinuitäten aus dem Faschismus auseinandersetzen zu müssen, konnten
deutsche  Politiker_innen  immer  brav  auf  Israel  zeigen.  Was  uns  dabei
ideologisch als „Wahrnehmung einer historischen Verantwortung“ verkauft
wird,  diente  letztlich  dazu,  Deutschlands  schlechtes  Nazi-Image
aufzupolieren  und  einen  ökonomisch  und  militärisch  bedeutsamen
Verbündeten  in  einer  geostrategisch  wichtigen  Region  zu  haben.  Dass
Geldzahlungen und Waffenlieferungen als „Wiedergutmachung“ für über 6
millionenfachen Mord bezeichnet werden, ist für uns blanker Hohn! Wer das
eigentliche Versprechen des Zionismus nach einem sicheren Zuhause für
Jüdinnen und Juden einlösen will,  muss  eine  kommunistische  Alternative
aufbauen – ob in der Diaspora oder im Nahen Osten! Für die Jüdinnen und
Juden in Israel heißt das, gegen die Besatzung, gegen den kapitalistischen
Staat  und  für  die  Perspektive  eines  säkularen  multi-ethnischen
Arbeiter_innenstaates zu kämpfen,  in  dem jeder Mensch unabhängig von
seiner  Religion und Hautfarbe in  Frieden leben kann.  Dafür  müssen die
israelische und die palästinensische Arbeiter_innenklasse erkennen, dass sie
eigentlich dieselben Interessen und Ziele haben und dass sie nur die Ketten
des  Kapitalismus  und  Nationalismus  davon  trennen.  Die  Geschichte  hat
schon oft gezeigt,  dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für
gleiche Ziele verschwinden können. Es wäre sogar rassistisch anzunehmen,
dass dies in Israel nicht funktionieren sollte.



6.  Aber  gibt  es  nicht  auch  Kritik  am  israelischen  Staat,  die
antisemitisch  ist?

Es stimmt,  dass  sich  hinter  Kritik  am israelischen Staat  manchmal  eine
antisemitische Motivation verbirgt.  Da nach der Shoa und der deutschen
Niederlage im Zweiten Weltkrieg offene Hetze gegen Jüdinnen und Juden
zum gesellschaftlichen Tabu geworden ist, versuchen einige Antisemit_innen
ihre rassistischen Einstellungen in primitiver Kritik am israelischen Staat zu
„tarnen“.  Die  israel ische  Besatzungspolit ik  gegenüber  den
Palästinenser_innen kommt ihnen da gerade recht, denn so versuchen sie
deren Brutalität als etwas explizit „Jüdisches“ darstellen. Dies sehen wir bei
faschistischen Neonazi-Organisationen und Parteien wie der NPD oder dem
„Dritten  Weg“,  die  in  Israel  das  „Zentrum der  zionistischen Netzwerke“
erkennen  wollen,  von  wo  aus  eine  „jüdische  Lobby“  ihre  dunklen
Machenschaften verübe. Israel tritt hier synonym an die Stelle „des Juden“ in
den klassischen antisemitischen Verschwörungstheorien. Auch im Islamismus
(und teilweise auch im arabischen Nationalismus) taucht häufig ein auf Israel
bezogener  Weltverschwörungs-Antisemitismus  auf,  der  wie  zum  Beispiel
beim  IS  auch  faschistische  Tendenzen  annimmt  und  dringend  bekämpft
werden muss.  In  vielen arabischen Ländern hat  sich der  Antisemitismus
heute zur Massenideologie entwickelt, die interne Widersprüche im Interesse
der herrschenden Klasse auf Israel  als einen „äußeren Feind“ lenkt.  Der
Islamismus ist in der Region jedoch auch erst als Folge von Kolonialismus
und imperialistischen Interventionen (siehe Afghanistan, Irak, Iran, Libanon,
…) und Niederlagen der lokalen linken Bewegungen entstanden. Auch die
Niederlagen der internationalen linken Kräfte trägt eine Mitschuld daran, da
sie es nicht geschafft haben, ihre Antikriegspositionen durchzusetzen. Für
die  regionale  Bevölkerung,  die  keinen  Bock  mehr  auf  ausländische
Militärinterventionen hatte, erschien der Islamismus als glaubhaftester und
konsequentester Widerstand dagegen. Der Islamismus ist also ein Produkt
der imperialistischen Interventionen in der Region und des Fehlens einer
kommunistischen emanzipatorischen Perspektive. Wer den Islamismus und
den damit einhergehenden Antisemitismus bekämpfen will,  muss also den
berechtigten Widerstand gegen Besatzung und Fremdherrschaft im Nahen
Osten  unterstützen,  eine  kommunistische  Perspektive  aufzeigen  und



antisemitische  Lügen  entlarven.  Antisemitische  Ideen  können  unter
Menschen, die in arabischen Staaten wohnen oder aus ihnen geflohen sind,
verbreitet  sein,  sind  aber  nichts  genuin  Arabisches  oder  Muslimisches
sondern  kommen  eigentlich  aus  Europa.  Auch  eine  häufig  biographisch
begründete  Gegnerschaft  zur  israelischen  Politik  ist  nicht  per  se
antisemitisch.  Ob Kritik  am israelischen Staat  oder  auch antizionistische
Positionen  antisemitisch  sind  oder  nicht,  lässt  sich  häufig  an  der
Stoßrichtung der Kritik erkennen. Wird der Staat Israel mit den Jüdinnen und
Juden im Allgemeinen gleichgesetzt  sprechen wir  von Antisemitismus.  Er
herrscht dann vor, wenn der Staat Israel als ein Ausdruck des verborgenen
Interesses der „jüdischen Macht“ gesehen wird oder mit der „Finanzlobby“ in
Verbindung gebracht wird. Antisemitisch ist auch die abstruse Vorstellung,
die  US-amerikanische  Außenpolitik  im  Nahen  Osten  werde  von  einer
jüdischen Lobby gesteuert.  Es  handelt  sich ebenfalls  um Antisemitismus,
wenn die Verbrechen der Nazis mit der Behauptung verharmlost werden,
dass der israelische Staat dieselben Methoden verwende. Der aktuell  bei
„Antideutschen“ und Rechtspopulisten im Trend liegende „3-D-Test“ erklärt
jedoch nahezu jede Kritik an israelischer Politik für Antisemitismus. Der von
einem  rechts-konservativen  israelischen  Likud-Abgeordneten  entwickelte
Test definiert den antisemitischen Gehalt von Kritik an israelischer Politik
anhand  der  3  Kategorien  Dämonisierung,  Doppelstandards  und
Delegitimierung (vgl. Natan Scharanski 2003). Demnach sei die auch in der
israelischen Linken gängige Bezeichnung Israels als Apartheitsstaat, seine
Entstehung als Kolonialismus und auch die Infragestellung seiner Form als
Nationalstaat  zutiefst  antisemitisch.  Ebenfalls  gilt  es  als  antisemitischer
Doppelstandard,  wenn  sich  Kritik  allein  auf  Israel  bezieht,  ohne  die
zehntausend Verbrechen anderer Staaten auf der Welt mit einzubeziehen.
Dass diese Antisemitismusdefinition von einem rechten israelischen Politiker
entwickelt  wurde,  ist  kein  Zufall.  Immer  aggressiver  verwendet  die
israelische Rechte dieses Antisemitismuskonzept als Kampfbegriff, mit dem
alle  Gegner_innen  ihrer  Politik  (ob  Israeli,  Palästinenser_in,  die  BDS-
Bewegung,  „Jewish Voice for  Peace“,  Menschenrechtsorganisationen oder
linke  Parteien  und  Organisationen)  als  Antisemit_innen  gebrandmarkt
werden. Anklang findet sie bei allen, die sich Vorteile von der aggressiven
Politik der israelischen Rechten und einer Bekämpfung ihrer Gegner_innen



versprechen, von Trump über die britischen Conservatives bis zur AfD. Ein
solcher Antisemitismusbegriff, der sich allein auf Kritik an Israel beschränkt
und  dabei  auch  noch  jede  berechtigte  Kritik  als  antisemitisch  definiert,
verkommt  zur  ideologischen  Waffe  einer  geopolitischen  Neuordnung  des
„Nahen  Ostens“  und  macht  sich  für  die  neue  Rechte  anschlussfähig.
Tatsächliche  Antisemit_innen  werden  nur  zu  einem  Puzzleteil  des
„antisemitischen Konsens“ und dadurch unsichtbar gemacht. Ebenso legt die
Behauptung,  wer  den  israelischen  Staat  kritisiere  meine  eigentlich  „die
Juden“ eine Gleichsetzung von Israel und Judentum nahe. Dies war und ist
wiederum das klassische Futter für antisemitische Verschwörungstheorien.
Ferner scheinen die Diskriminierungserfahrungen von Jüdinnen und Juden,
die nicht in Israel leben, sowieso kaum jemanden zu interessieren.

7.  Wie  analysieren  andere  Strömungen  der  Linken  das  Problem
Antisemitismus und wie wollen sie ihn bekämpfen?

Bei  unserer  Recherche ist  uns erst  einmal  aufgefallen,  dass  die  meisten
Strömungen innerhalb der deutschsprachigen Linken kein systematisches,
wissenschaftliches  und  historisches  Konzept  davon  haben,  was
Antisemitismus ist, wie er entstanden ist und wie man ihn bekämpfen kann.
Stalinistische  und  maoistische  Organisationen  zum  Beispiel  verstehen
Antisemitismus  (insofern  sie  ihn  überhaupt  thematisieren)  als  einen
sogenannten  „Nebenwiderspruch“.  Sie  erkennen  nicht  seine  dem
Kapitalismus  inhärenten  materiellen  Grundlagen  sondern  betrachten  ihn
lediglich als eine Manipulationsideologie der Herrschenden. Ihrer Ansicht
nach gibt es im Kapitalismus lediglich einen Hauptwiderspruch, nämlich die
Unversöhnlichkeit der Interessen von Kapitalist_innen und Arbeiter_innen.
Alle  anderen  Unterdrückungsformen  wie  Sexismus,  LGBTIA-Feindlichkeit
und Rassismus stellen untergeordnete Nebenwidersprüche dar und müssten
demnach nicht gesondert erwähnt oder gar bekämpft werden. Stalinist_innen
gehen folglich davon aus, dass sich das mit dem Antisemitismus schon von
selber  erledigt,  wenn  wir  nur  den  Hauptwiderspruch  aufgelöst  und  den
Kapitalismus  abgeschafft  haben.  Das  Beispiel  vom  ansteigenden
Antisemitismus in der Sowjetunion unter Stalin zeigt  uns,  wie gefährlich
diese falsche Analyse ist.  Wer sich hingegen ernsthafter mit dem Thema



Antisemitismus  beschäftigt,  sind  die  in  diesem  Text  schon  häufiger
erwähnten „Antideutschen“. An dieser Stelle wollen wir jedoch klar machen,
dass wir sogenannte „Antideutsche“, die die AfD als „einzige Stimme der
Restvernunft im deutschen Bundestag“ (Thomas Maul, Autor der Zeitungen
Jungle World und Bahamas) betrachten und imperialistische Kriegseinsätze
befürworten, nicht als Teil der Linken ansehen. Dennoch konnte sich der
Antisemitismusbegriff  der  „Antideutschen“  in  Teilen  des  antinationalen
Spektrums,  in  Teilen  der  Linkspartei  und  in  einigen  Antifa-Gruppen
etablieren. Der grundliegende Fehler in der Analyse der „Antideutschen“ ist,
dass  sie  kein  historisch-materialistisches  Verständnis  davon  haben,  wie
Antisemitismus  entstanden  ist  und  wie  er  funktioniert.  Es  ist  ihnen
demzufolge auch nicht  ganz klar,  was sie  dem Antisemitismus eigentlich
entgegnen können. Diese Hunde bellen zwar laut aber sie beißen nicht. Im
vorangegangenen Text haben wir versucht wissenschaftlich aufzuzeigen, wie
sich Kapitalismus und Antisemitismus gegenseitig bedingen und werden im
Folgenden  Wege  zu  seiner  Bekämpfung  vorschlagen.  Für  die
„Antideutschen“  ist  der  Antisemitismus  jedoch  bloß  ein  böses
Schreckgespenst,  ein  dunkler  irrationaler  Judenhass,  der  um den Globus
wabert und die Menschen willkürlich mit seinem Vernichtungswillen infiziert.
Insbesondere Deutsche und Menschen mit muslimischen Glauben seien dabei
quasi biologisch anfällig dafür,  antisemitisch zu sein. Anstatt seine sozio-
ökonomischen Grundlagen zu analysieren, mystifizieren und naturalisieren
„Antideutsche“ den Antisemitismus. In Anlehnung an Theodor W .Adornos
Theorie  des  „autoritären  Charakters“  haben  ihrer  Meinung  nach
Antisemitismus und der gesamte Faschismus kaum etwas mit materiellen
Verhältnissen und sozialen Strukturen zu tun sondern sind eine bloße Folge
eines falschen Bewusstseins, von Verblendung und mangelnder Bildung. Ihre
Antwort ist demzufolge Kritik und Aufklärung. Wir sind uns da nicht ganz
sicher,  ob  alle  Antisemit_innen  ihrer  Einladung  ins  Uniseminar  folgen
werden.  Neben der Tatsache,  dass „Antideutsche“ mit  ihrer sogenannten
„Ideologiekritik“  Antisemitismus  nie  werden aufhalten  können,  führt  ihre
falsche  Analyse  dazu,  dass  sie  sich  sogar  freiwillig  auf  die  Seite  des
Kapitalismus schlagen. Sie verteidigen ein Ausbeutungssystem, das selbst die
eigentliche Ursache für Antisemitismus darstellt. Nachdem der Faschismus
in Europa gewütet hat und die Sowjetunion degeneriert und dann zerfallen



ist,  war  für  diese  Strömung  klar,  dass  die  Arbeiter_innenklasse  keine
Befreiung mehr  bringen könne und der  Traum von einer  besseren  Welt
zerplatzt  sei.  Aus  diesem  Gefühl  der  Ohnmacht  und  der  Angst  eigene
Privilegien  zu  verlieren  schlussfolgern  sie,  dass  das  Maximum  an
gesellschaftlicher  Entwicklung  bereits  erreicht  sei:  Wenigstens  sind  wir
Hitler los, die Unibibliothek ist beheizt und der Nebenjob bei der Bildzeitung
ist sicher. Ihre Hingabe an den Kapitalismus führt auch dazu, dass sie jeden
organisierten Protest gegen dieses System verachten und als verkürzte und
damit antisemitische Kapitalismuskritik diffamieren. Sie gehen dabei von der
falschen Annahme aus, zwischen Faschismus und Kapitalismus existiere ein
Bruch,  der  es  erfordere,  die  als  „normal“  verstandene  „demokratische
kapitalistische  Zivilisation“  gegen  die  „Barbarei“  zu  verteidigen.  Dabei
erkennen sie nicht, dass die Barbarei ihre Ursachen letztlich im Kapitalismus
hat.  Faschismus  ist  für  sie  eine  Meinung und nicht  die  totalitärste  und
brutalste Form kapitalistischer Herrschaft, die nur verhindert werden kann,
wenn man den Kapitalismus gänzlich abschafft. In der Konsequenz führt ihre
Sympathie für den Kapitalismus dazu, dass sie imperialistische Kriege wie die
US-amerikanische Invasion des Iraks oder Buschs „war on terror“ füreine
super Sachen halten. Einige forderten vor kurzem sogar, man solle den Iran
bombardieren.  Den  israelischen  Staat  betrachten  sie  gemäß  dieses
Weltbildes als Schutzraum für Jüdinnen und Juden vor dem globalisierten
antisemitischen  Vernichtungswillen  und  als  Bastion  des  kapitalistischen
Fortschritts inmitten der „muslimischen Barbarei“. Hierzulande geht es den
„Antideutschen“ darum, sich bedingungslos und unkritisch mit diesem Staat
zu  solidarisieren  und  ihn  gegen  die  geheime  Weltverschwörung  der
Islamisten  im  Schulterschluss  mit  der  BDS-Bewegung  und  der
antiimperialistischen  Linken  in  den  Kommentarspalten  von  Facebook  zu
verteidigen.  Durch  ihre  Absage  an  Klassentheorie  und  marxistische
Geschichtsphi losophie  erkennen  s ie  auch  ke ine  in ternen
Klassenwidersprüche  im  israelischen  Staat  und  demzufolge  auch  keine
Perspektive für Emanzipation. Linke und antizionistische Jüdinnen und Juden
betrachten  sie  demzufolge  als  „Marionetten  der  Antisemiten“  und  als
„selbsthassende Juden“.  Wir  empfinden dies  als  einen sehr fragwürdigen
Paternalismus  und  finden  es  sehr  bedenklich,  wenn  Deutsche  wieder
anfangen zu definieren, wer hier die „wahren Juden“ sind. Indem sich die



meistens männlichen, weißen und aus gutverdienen Familien stammenden
„Antideutschen“ mit ihren „wahren Juden“ identifizieren, versuchen sie die
potentielle  Schuld  ihrer  Nazi-Großeltern  abzuwehren.  Ähnlich  wie  es
Antisemit_innen  in  umgedrehter  Weise  tun,  abstrahieren  auch  die
„Antideutschen“ vom konkreten Dasein  „realer“  Jüdinnen und Juden und
machen sie Projektionsfläche für ihre eigenen Widersprüche. Ihrem Unwillen
und ihrer Unkenntnis darüber, wie die materiellen Verhältnisse denen der
Antisemitismus entspringt bekämpft werden können, tun sie damit genüge,
dass es tausende Kilometer entfernt ja einen israelischen Staat gibt, der für
sie den „Kampf gegen Antisemitismus“ mit deutschen Waffen ausfechtet. Ihre
deutschen Blitzkriegphantasieen projizieren sie so auf israelische Merkava-
Panzer und deutsche Atom-U-Boote. Ihr nicht enden wollender Eifer in der
Bekämpfung von pro-palästinensischer Solidarität und israelischen Linken,
ihre grundlegend positive Haltung gegenüber dem Kapitalismus und ihre
Unterstützung  der  militärischen  und  ökonomischen  Interventionen  der
Bundesregierung  und  der  Trump-Administration  in  „Nahost“  lassen  die
sogenannten „Antideutschen“ als letztlich ziemlich deutsch erscheinen. Auch
in ihrem Engagement gegen die „Islamisierung“ und ihrem antimuslimischen
Rassismus  stehen sie  der  AfD wenig  nach.  Die  grundlegend notwendige
Absicht, ein zweites Auschwitz für immer verhindern zu wollen, gerät durch
einen vollkommen ahistorischen, mystifizierten und auf Solidarität mit einem
kapitalistischen Nationalstaat verengten Antisemitismusbegriff weit in den
Hintergrund.

8. Wie können wir Antisemitismus bekämpfen?

Mit Analysen wie dieser hier, mit Aufklärungsprogrammen, kritischen Blogs,
persönlichen Diskussionen und Bildungsarbeit ist schon einiges getan, um
mehr  Bewusstsein,  Wissen  und  Awareness  gegenüber  Antisemitismus  in
unserer  Gesellschaft  zu  schaffen.  Wie  dieser  Text  aber  gezeigt  hat,  ist
Antisemitismus nicht ausschließlich ein Problem des falschen Weltbildes oder
mangelnder Reflexion. Wir haben erläutert, wie Antisemitismus immer ein
Produkt  von  sozialen  Strukturen,  die  sich  aus  Veränderungen  in  der
ökonomischen  Grundbeschaffenheit  einer  Gesellschaft  ergeben,  ist.  Der
moderne  Antisemitismus  ist  ein  Produkt  der  kapitalistischen



Produktionsweise.  Radikal  gegen  Antisemitismus  zu  sein,  bedeutet  auch
radikal antikapitalistisch zu sein, denn radikal heißt,  das Problem an der
Wurzel  anzupacken.  Während  in  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Wachstums
Antisemitismus eher selten offen zu Tage tritt, zeigt er seine wahre Fratze in
Krisenperioden.  Denn  wenn  die  Profite  global  einbrechen,  steigt  die
Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  nationalen  Kapitalfraktionen
untereinander. Doch wenn kapitalistische Nationalstaaten nach außen hin
aggressiver agieren wollen, müssen sie nach innen härter durchgreifen und
die Bevölkerung auf einen Feind einschwören. In diesen Situationen können
dann Rechte mit ihrer rassistischen Hetze, antikommunistischen Drohungen
und antisemitischen Verschwörungstheorien aus ihren Löchern kriechen und
sich  im  politischen  Diskurs  breit  machen.  Das  Kleinbürgertum  und
desillusionierte Arbeiter_innen werden von den kapitalistischen Krisen am
härtesten getroffen und werden von sozialen Ängsten angetrieben. Wenn es
dann  kein  Programm  gibt,  das  diesen  Menschen  eine  radikale,
antikapitalistische,  kommunistische  Alternative  aufzeigt,  werden  sie  zu
verkürzten  und  mitunter  antisemitischen  Erklärungen  für  ihre  eigene
beschissene  Lebenssituation  greifen  und  einen  Sündenbock  suchen.  Die
aktue l l e  Zunahme  von  ant i semi t i schen  Gewal t ta ten  und
verschwörungstheoretischem  Blödsinn  ist  auch  eine  Reaktion  auf  die
Wirtschaftskrise 2007/2008 und den damit einhergehenden Rechtsruck in
vielen Ländern auf der Welt. Wichtigster Punkt auf der Agenda der neuen
Rechten ist der Hass auf Geflüchtete und den Islam. Parteien wie die AfD
haben deshalb große Sympathien für  den israelischen Staat,  den sie  als
westliche  Bastion  gegen  den  Islamismus  betrachten.  In  diesem  Sinne
versuchen sie sich nun als „einzige Schutzmacht jüdischen Lebens“ (Weidel
2017)  öffentlich  darzustellen.  Doch  Antisemitismus  interessiert  die
Rechtspopulist_innen  nur,  wenn er  von  Muslimen kommt und  die  vielen
Antisemit_innen  und  Holocaust-Relativierungen  in  ihren  eigenen  Reihen
werden  gekonnt  ignoriert.  Wie  sich  der  Hass  auf  Migrant_innen  und
Antisemitismus  in  einem  nächsten  Schritt  verbinden  können  zeigen  die
Verschwörungstheorien über Goerge Soros, dem als Unternehmer jüdischer
Herkunft die Steuerung und Finanzierung der Migrationsströme nach Europa
vorgeworfen wird. Unterstützung findet diese antisemitische Theorie nicht
nur  in  der  ungarischen  Regierung  sondern  auch  in  Teilen  der



österreichischen FPÖ, der britischen UKIP, der italienischen Lega Nord, der
deutschen AfD und der US-amerikanischen Republikaner. Wenn wir heute
gegen Antisemitismus kämpfen, müssen wir uns deshalb zu aller erst dem
Rechtsruck  entgegenstellen.  Und  damit  sind  nicht  nur  die  AfD  und  die
Identitären  gemeint  sondern  auch  die  staatliche  Abschiebepolitik  und
Aufrüstungsrhetorik  (Merkel:  „Deutschland  muss  wieder  mehr
Verantwortung  übernehmen.“)  steht  für  einen  wachsenden  deutschen
Nationalismus. Antisemitismus zu bekämpfen bedeutet hier vor Ort also auch
dem Nationalismus seine Grundlage zu entziehen und das deutsche Kapital
als  unseren  größten  Feind  zu  betrachten.  Dafür  brauchen  wir  ein
antikapitalistisches Programm, das uns Jugendlichen einen Weg aufzeigt, wie
wir  unseren  Kampf  gegen  Rassismus,  Rechtsruck  und  Nationalismus  zu
einem  Kampf  für  eine  befreite  Gesellschaft  ausweiten  können.  Um  die
kapitalistische Produktionsweise durch eine neue ersetzen zu können, gilt es
dabei die Arbeiter_innenklasse für unsere Ziele zu gewinnen, denn diese sitzt
durch  ihre  ökonomische  Stellung  dort,  wo  es  den  Kapitalist_innen  am
meisten weh tut. Antisemitischen Vorurteilen und Stereotypen müssen wir
dabei, wo immer sie uns begegnen, auf schärfste entgegenarbeiten. Denn der
Kampf  gegen  Antisemitismus  ist  wie  der  Kampf  gegen  jegliche  andere
Unterdrückungsformen wie Sexismus, Rassismus und LGBTIA-Feindlichkeit
ein  notwendiger  und  integraler  Bestandteil  des  Kampfes  gegen  den
Kapitalismus  als  Ganzes.  Wenn  wir  uns  nicht  gegen  Antisemitismus
organisieren,  werden wir  den Kapitalismus  nicht  abschaffen  können und
andersherum wird Antisemitismus immer weiter existieren, solange ihn die
kapitalistische Produktionsweise anfeuert. Im Rahmen dessen müssen wir im
Hier und Jetzt Forderungen aufstellen, die Antisemitismus entgegenwirken
und die  Widersprüche  mit  dem Kapitalismus  zuspitzen.  Dazu  gehört  die
Verteidigung des Rechts auf die freie Ausübung von Religion und Kultur.
Ebenso müssen wir das Recht auf Schutz gegenüber Angriffen auf jüdische
Einrichtungen  und  Privatpersonen  einfordern  und  antirassistische
Selbstverteidigungsstrukturen  organisieren.  Trotzdem  müssen  wir  dafür
sorgen,  dass  auch  Fluchtwege  stets  offen  bleiben,  damit  Menschen,  die
flüchten  müssen,  woanders  Schutz  finden  können.  Die  Forderung  nach
offenen Grenzen ist deshalb zentral im Kampf gegen Antisemitismus und eine
wichtige  Antwort  auf  die  Fragen,  die  globale  Migrationsströme  heute



aufwerfen.  Wie  wir  schon  gezeigt  haben,  kann  jedoch  auch  kein
kapitalistischer  Nationalstaat  vollständigen  Schutz  gegenüber
Antisemitismus gewähren (auch nicht der Nationalstaat Israel), weshalb wir
diese Forderung immer mit der Perspektive der Aufhebung von Kapitalismus
und Nationalstaatlichkeit verbinden müssen. In Israel müssen wir deshalb für
die Beendigung der Besatzung, das Rückkehrrecht aller Geflüchteter und
eine  kommunistische  Lösung  des  israelisch-palästinensischen  Konfliktes
eintreten, damit die dort ansässige Bevölkerung Ruhe und Frieden finden
kann. Lasst uns den rechten Pseudokämpfen gegen Antisemitismus – ob von
AfD oder „Antideutschen“ – eine revolutionäre antikapitalistische Perspektive
auf der Grundlage einer marxistischen Analyse entgegensetzen, damit sich
die Shoa niemals wiederholt!

Strategiekonferenz
kämpferischer
Gewerkschafter_Innen
Marcel Möbius + Alex Metzger

Wir  waren  am 25.  Und 26.  Januar  auf  der  Strategiekonferenz  der  VKG
(Vernetzung  für  kämpferische  Gewerkschaften  –  Webseite:
https://www.vernetzung.org/).  Insgesamt  nahmen  etwa  150  linke
Gewerkschafter_Innen an teil. Ziel war es eine Strategie zu entwickeln den
aktuellen Charakter der Gewerkschaften, die durch die Bürokratie gelähmt
sind, zu verändern und sie zu Kampforganen der Arbeiter_Innenklasse zu
machen, in denen wir uns im Klassenkampf effektiv organisieren können. Zu
diesem Zweck nahmen viele politisch organisierte Kräfte an der Konferenz
te i l .  Neben  uns  nahmen  so  auch  Genoss_Innen  der  Gruppe
ArbeiterInnenmacht, SAV, SOL, ISO und reformistische Kräfte von DIDF und
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der Linkspartei teil. Fast alle großen Gewerkschaften waren vertreten und
konnten  in  den  Branchentreffen  die  Lage  ihrer  Berufsgruppen  und  die
Zukunft ihrer Arbeitskämpfe diskutieren. Es war ein gutes Zeichen um einen
Zusammenhalt unter den sonst oft zu unpolitischen Gewerkschafter_Innen
Deutschlands zu schaffen, denn die Diskussionen waren sehr solidarisch. Sie
waren nur wenig von Konfrontation geprägt.

Der Gehalt unserer Diskussionen lässt sich in der Praxis der kommenden Zeit
überprüfen.  Dabei  versuchten  wir  immer  wieder  verbindliche  Aktionen
einzubringen,  um  tatsächlich  als  kämpferische  Basisopposition
wahrgenommen  zu  werden.  Auftakte  hierfür  können  neben  Kämpfen,
vornehmlich  in  der  Automobilindustrie  und  im  öffentlichen  Dienst,
gemeinsame politische Initiativen hin zum Frauenkampftag, zum ersten Mai
und in gemeinsamen Aktionen mit FFF bilden.

Darüber hinaus herrschte Einigkeit, dass eine internationale
Ebene der Arbeitskämpfe hergestellt werden muss um die Bourgeoisie
effektiv bekämpfen zu können und so mit der Standortideologie der
deutschen Gewerkschaften zu brechen. Es braucht internationale
Gewerkschaften und zuvor internationale Vernetzungen der
Belegschaften multinationaler Konzerne um den Klassenkampf gemeinsam
koordinieren zu können und das Kapital noch empfindlicher zu
treffen. Nur so kann man die Macht der Konzerne brechen. Es braucht
internationale Solidarität.

In  der  Diskussion  um  die  Abschlusserklärung  hat  sich  gezeigt,  wo  die
inhaltlichen  Differenzen  liegen.  Ebenso  zeigte  sich,  wer  wirklich  daran
interessiert ist die VKG zu einem effektiven Organ zur Organisierung linker
Gewerkschafter_Innen zu machen. Einige Teilnehmer der Konferenz waren
daran  offenbar  nicht  interessiert,  weshalb  sie  die  Notwendigkeit  der
Erstellung einer Abschlusserklärung bestritten. Gerade zögerliche Kräfte aus
der  Linkspartei  und  Teile  der  ISO  bestritten  den  Sinn  einer  solchen
Erklärung im ganzen. Dabei muss klar herausgestellt  werden, dass diese
Konferenz  natürlich  eine  Abschlusserklärung  brauchte  um  Grundsätze
festzuhalten. Das bedeutet keine Erklärung Ihrer selbst Willen zu verfassen,
sondern sich Aufgaben und Ziele für die gemeinsame Arbeit  zu stecken.



Diese Position hat sich in der Diskussion weitestgehend durchgesetzt. Wobei
e in ige  ehemals  radika lere  Formul ierung  auf  Drängen  der
sozialdemokratischen  Teile  der  Konferenz  abgemildert  wurden.

Jedoch war sich die Konferenz im Großen einig: Es ist essentiell das Konzept
der  Sozialpartnerschaft  zu  überwinden.  Die  Kapitalist_Innen  sind  der
Klassenfeind und müssen in effektiven Arbeitskämpfen angegangen werden,
statt  uns  „sozia l  verträgl ich“  an  den  Klassenfeind  von  den
Gewerkschaftsbürokrat_Innen  verkaufen  zu  lassen.  Erfolgreiche
Arbeitskämpfe  werden  die  Moral  der  Arbeiter_Innen  und  den  Grad  der
Organisierung stärken, wenn sie Vertrauen in die Gewerkschaften gewinnen.
Dazu müssen wir den Charakter der Gewerkschaften verändern.

Kontrovers diskutiert wurde auch die Verwendung des Klassenbegriffes, was
Zeichen  der  Degeneration  ist,  die  sich  inzwischen  selbst  unter  linken
Gewerkschafter_Innen  breit  macht.  Es  muss  klar  herausgestellt  werden,
welche  Verhältnisse  zu  den  Produktionsmitteln  bestehen  und  dass  sich
daraus  ein  Klassengegensatz  ergibt,  der  nur  im  Klassenkampf  aufgelöst
werden  kann.  Die  Befürchtungen  zentristischer  Organisationen  bestehen
darin über diese offensive Ausdrucksweise Arbeiter_Innen abzuschrecken.
Wenn wir  unserer  Klasse  und  den  Kämpfen  die  gerade  stattfinden  eine
Führungslosigkeit attestieren, dürfen wir uns nicht scheuen unser Konzept
des  Kampfes  im  ganzen  zur  Diskussion  zu  stellen.  Dabei  muss  die
konsequente, ehrliche und geduldige Argumentation unserer Standpunkte,
ohne dabei in einen Scheinradikalismus zu verfallen, dazu in der Lage sein
Massen  von  unseren  Forderungen  und  letztlich  unserem  Programm  zu
überzeugen

Dies zeigte aber die Kontroverse zwischen Teilnehmer_Innen, die die VKG als
reines Koordinierungsorgan ansehen und jenen, die verstehen dass die VKG
eine  verbindliche  Struktur  sein  muss  um  ein  hilfreiches  Mittel  im
Klassenkampf zu sein. Wichtig ist, das nicht nur reine Worthülsen bleiben,
sondern daraus gemeinsame Strukturen und Aktionen folgen, die dringend
gebraucht werden, um uns als Gewerkschaftsopposition gegen reaktionäre
Kräfte und die Gewerkschaftsbürokratie zur Wehr zu setzen und effektive
Arbeitskämpfe führen zu können, die die Lage der Beschäftigten tatsächlich



verbessern.

Diese  gemeinsamen  Aktionen  wurden  von  einer  breiten  Mehrheit  der
Teilnehmer_Innen der Konferenz angestrebt. So sind gemeinsame Aktionen
im Kontext des Frauenkampftages und im Vorfeld des 1. Mai geplant. Ein
Aktionstag am Tag der Erde (24. April) ist von Fridays for Future geplant, der
zu einer Aktionswoche mit Höhepunkt am 1. Mai führen soll. Wir fordern alle
Aktivist_Innen  und  Ortsgruppen  von  Fridays  for  Future  auf  dies  zu
unterstützen.  Eine  Verbindung  der  Gewerkschaften  mit  der
Umweltbewegung ist geplant, weshalb auch eine Aktivistin der Fridays for
Future Ortsgruppe Köln gesprochen hat. Hier wurde festgestellt, dass für
den  Ausbau  des  ÖPNV  und  der  Kampf  für  kostenlosen  öffentlichen
Personenverkehr  zur  Überwindung  des  Individualverkehrs  ein
Schulterschluss mit den Beschäftigten der EVG und ver.di gesucht werden
sollte. Die Umweltbewegung hat Massen auf die Straße gebracht, die die
wirtschaftlichen  Druckmittel  der  Beschäftigten  nutzen  sollten,  indem
politische Forderungen in den Streiks der Tarifverhandlungen Mitte dieses
Jahres gestellt werden.

Diese Aktionen werden eine erste Probe sein, ob die solidarischen
Gespräche uns voranbringen und Taten folgen lassen, die dringend
notwendig sind.

Die kommenden Auseinandersetzungen – seien es drohende
Massenentlassungen, Rassismus, Militarismus oder Umweltkatastrophen,
verdeutlichen, dass es um die Systemfrage geht. Wir brauchen daher
eine Opposition, eine klassenkämpferische Basisbewegung, die den
Kapitalismus nicht zähmen, sondern ihn zerschlagen will.



Kein  Frieden  mit  der  AfD!
Solidarität mit Jan und Lukas!
ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION, Januar 2020

Am 27. Mai 2018 mobilisierte die AfD zu einer bundesweiten
Demonstration in Berlin. Der Tag endete mit einer Niederlage der
RechtspopulistInnen. Rund 5.000 AfD-AnhängerInnen samt rechtsradikalem
und faschistischem Gefolge stellten sich bis zu 70.000
GegendemonstrantInnen entgegen. Bündnisse wie „Stoppt den Hass“ und
„AfD
wegbassen“ organisierten breiten Protest.

Danach kam es an einigen Orten in Berlin bei der Abfahrt zu
Zusammenstößen  zwischen  AfD-AnhängerInnen  und  AntifaschistInnen.
Einige
AntifaschistInnen – darunter Jan und Lukas – stehen nun, nach fast zwei
Jahren,
vor  Gericht.  Die  Anklage  lautet:  gefährliche  Körperverletzung.  Zum
konkreten
Geschehen kann leider bis zu einem rechtskräftigen Urteil öffentlich keine
Stellung bezogen werden.

Hintergrund
Klar ist aber schon jetzt: Den politischen Hintergrund, den
Rechtsruck in Deutschland, die dramatische Zunahme rassistischer und
faschistischer Gewalt und die Rolle der AfD wollen sowohl Anklage wie
Staatsanwaltschaft ausblenden.

Mit Elementen wie Höcke, bei dem sogar gerichtlich
festgestellt  wurde,  dass  man  ihn  als  Faschisten  bezeichnen  darf,  dem
„Flügel“
und anderen völkischen und faschistischen Teilen stellt die Partei ein
wichtiges Bindeglied zwischen rechtsbürgerlichen, rechtspopulistischen und
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offen faschistischen Kräften dar. Es lässt sich leicht belegen, dass solche
Tendenzen in der AfD vorhanden sind. Neben den eher bekannten Zitaten
von Höcke
und Gauland findet man auch folgende interessante Aussagen: „Wir sollten
eine
SA gründen und aufräumen!“ (Andreas Geithe, AfD) und: „Von der NPD
unterscheiden wir uns vornehmlich durch unser bürgerliches Unterstützer-
Umfeld,
nicht so sehr durch Inhalte“ (Dubravko Mandic, AfD).

Letzteres beschreibt eine Funktion der AfD eigentlich recht
gut. Sie dient nationalistischen, faschistischen und völkischen Kräften als
Scharnier und Einfallstor in eine größere Öffentlichkeit. Darüber bietet sie
die Möglichkeit, über die Beteiligung in Parlamenten, die Schaffung und
Finanzierung  von  sogenannten  „Thinktanks“  wie  dem  Institut  für
Staatspolitik
und  Medienaufmerksamkeit  die  Akzeptanz  von  rechter  Ideologie  in  der
Bevölkerung
zu stärken. Somit ist sie gewissermaßen eine Vorhut und ein Deckmantel für
solche Kräfte. Es ist deshalb auch kein Zufall, wenn bekannte Neonazis bei
AfD-Aktionen als Schläger-Trupps fungieren oder Aktionen gemeinsam mit
Organisationen wie dem „III. Weg“ veranstaltet werden, welche sich offen
zum
NS-Faschismus bekennen. Gleichzeitig können diese Schläger-Truppen als
AnhängerInnen einer parlamentarisch vertretenen Partei auftreten und sich
als
Opfer der Medien und der „Linken“ stilisieren.

Solidarität!
Die Zunahme rassistischer und faschistischer Gewalt
offenbart zugleich, dass der Staat und die Polizei nicht gewillt sind, dagegen
entschieden vorzugehen. Sie reicht mittlerweile bis hin zum Mordanschlag
gegen
antifaschistische  und  linke  AktivistInnen,  Flüchtlinge,  MigrantInnen,



Jüdinnen
und  Juden  sowie  sämtlichen  üblichen  Zielen  von  Rechten  und  ist
wohlbekannt.
Sogar PolitikerInnen von SPD, Linkspartei, Grünen, ja selbst aus der CDU
werden
zu deren Opfern.  In dieser
Situation ist es notwendig weiterzugehen, als sich lediglich auf die Polizei zu
verlassen, auf die, wie die Fälle der rechten Anschlagsserie in Berlin zeigen,
gerade kein Verlass ist. Dort wurden Todeslisten bei rechten BeamtInnen
gefunden und teilweise die „Zielpersonen“ erst nach Anschlägen darüber
informiert.

Was wir brauchen, sind Strukturen der Linken, MigrantInnen
und ArbeiterInnenbewegung, welche die Information und Verteidigung gegen
die
Rechten organisieren – eine antifaschistische Aktionseinheit. Gleichzeitig
müssen wir uns solidarisch zusammenschließen mit all jenen, die sich gegen
die
Rechten einsetzen, die von ihnen angegriffen werden oder sich gegen sie
verteidigen.

Solidarität mit Jan und Lukas!
Unterstützt die Angeklagten am ersten Prozesstag!
Berlin,  Donnerstag,  6.  Februar,  10:00  Uhr  vor  dem  Amtsgericht
Tiergarten, Turmstraße 91

Grüner  Antikapitalismus  gegen
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Braune Nazis
Rund  850  Menschen,  unter  ihnen  vorwiegend  SchülerInnen,  die  aus
Magdeburg  und  unterschiedlichen  ostdeutschen  Städten  kamen,
versammelten sich laut den OrganisatorInnen von Fridays for Future am
Freitag Nachmittag am Magdeburger Hauptbahnhof. Sie kamen zusammen,
um ein Zeichen gegen Rechts, speziell den Aufmarsch der Nazis zu setzen.
Letztere versammeln sich jährlich unter dem Vorwand des Gedenkens der
Bombardierung Magdeburgs im II. Weltkrieg, um ihr nationalsozialistisches
und menschenverachtendes Weltbild auf die Straße zu tragen.

Die  AktivistInnen  in  Magdeburg  haben  deutlich  erkannt,  dass  die
FaschistInmen und ihr nationalistisches Gedankengut in einer Welt, in der
die  Umweltzerstörung  nur  international  gestoppt  werden  kann,  eine
ernsthafte  Gefahr  für  die  gesamte Menschheit  darstellen.  Natürlich aber
zuvorderst für die Millionen Menschen, die bereits jetzt vor Krieg, Krise und
Klimawandel fliehen. Ein Jenaer Aktivist sagte hierzu “Klimaschutz ist, war
und bleibt immer auch antifaschistisch. Viele sagen immer: ihr dürft euch
doch nicht so äussern. Ich sage: ein Kampf fürs Klima ist immer auch ein
Kampf gegen Rechts.”

Dieser Ton ist deutlich im Widerspruch zu weitaus zögerlicheren Tönen des
bürgerlichen Flügels der FFF Bewegung, der sich in Städten wie Berlin die
Führung stellt.  Dieser  betont,  dass  FFF “unpolitisch”  sei,  das  man “alle
ansprechen” müsse, vielleicht auch den konservativen Opa oder die Tante bei
der AfD.  Doch die Wahrheit  ist,  dass diese Kräfte nicht  unseren Protest
unterstützen,  oft  auch aktiv gegen ihn stehen.  Die Slogans nach offenen
Grenzen und internationaler Solidarität auf der Demonstration in Magdeburg
hingegen sprachen ganz offensichtlich viele Umstehende an, einige schlossen
sich der Aktion daraufhin an. Überhaupt kam diese für Magdeburg äußerst
große Demonstration aufgrund eines antifaschistischen Anlasses zusammen,
konnte  aber  in  diesem  Zusammenhang  auch  lautstark  auf  den  neuen
Kohle”Kompromiss” oder besser gesagt Ausverkauf zugunsten der Profite der
Energiekonzerne hinweisen.

https://onesolutionrevolution.de/gruener-antikapitalismus-gegen-braune-nazis/


Richtigerweise wies daher auch die Sprecherin von FFF Magdeburg Leonie
Szameitat  daraufhin,  dass  der  “Klimawandel  soziale  Ungerechtigkeiten
verschärft”.  Es  ist  nicht  erstaunlich  und  berechtigt,  dass  jene,  die  dies
verstehen sich zusehends antikapitalistischen Perspektiven zuwenden. Die
Demonstration war demnach auch von Slogans wie “A-Anti-Anticapitalista”
und “Hoch die Internationale Solidarität” geprägt. Das Strategiepapier von
Revolution wurde positiv aufgenommen, mehrere angereiste Schulgruppen
baten um zusätzliche Materialien, um diese bei sich vor Ort an den Schulen
verteilen zu können. Alles in allem ein deutliches Signal, dass es eine breite
Basis in FFF und unter Jugendlichen für antikapitalistische Antworten gibt.

Wir möchten den AktivistInnen von FFF Magdeburg für ihre Initiative und
den organisierten Protest gratulieren. Uns als AntikapitalistInnen sollte er
ermutigen, uns jetzt bundesweit zu organisieren und Change for Future zu
einer  aktivistischen  Kraft  zu  formieren,  die  derartige  Proteste
mitorganisieren  oder  initiieren  kann.

Wir von Revolution werden uns mit aller Kraft  für dieses Ziel  einsetzen.
Aktuell ist CFF mit Vorbereitungen für eine bundesweite antikapitalistische
Konferenz der Bewegung beschäftigt.  Diese sollte unserer Meinung nach
eine solche Plattform schaffen, auf der antikapitalistische Ideen, die in der
Bewegung  an  der  Basis  offensichtlich  populär  sind,  formuliert  werden
können.  Ebenso  wichtig  ist  es  auch,  deutliche  Kampagnen  und  eigene
Akzente der AntikapitalistInnen zu setzen. Zentral erscheint uns hierbei eine
Kampagne zu der Enteignung der Energiekonzerne und der Großkonzerne
und Banken im Allgemeinen, und klimaschädlicher Konzerne im Speziellen.
Dies  sol l te  mit  einer  besonderen  Kampagne  zur  kompletten
Vergesellschaftung  der  Bahn  und  der  Verstaatlichung  anderer  Zug-  und
Logistikunternehmen verbunden werden. Der öffentliche Nahverkehr muss
kostenlos  sein.  Der  komplette  Zugverkehr  und  öf fent l iche
Personennahverkehr  massiv  ausgebaut  werden.  Diese  wirtschaftlichen
Forderungen  müssen  einerseits  mit  klarer  antirassistischer  und
internationalistischer  Politik  verbunden  werden,  andererseits  mit
ArbeiterInnenpolitik,  die diese große gesellschaftliche Kraft nicht nur auf
unsere  Proteste  bringt,  sondern  sie  für  den  Umbau  der  untauglichen



Marktwirtschaft in eine demokratische Planwirtschaft gewinnt.

So können wir zu einer Massenkraft werden, die nicht nur die FaschistInnen
mit Leichtigkeit von der Straße fegen kann, sondern den Slogan “System
Change not Climate Change” tatsächlich umsetzen kann und nicht in faulen
Kompromissen Schwarz-Grüner Regierungen versandet.

Bericht vom FFF Nordkongress
Klimawende! Die Zeit für sie zerrinnt uns zwischen den Fingern. Aber obwohl
wir seit mehr als einem Jahr Schulstreiks und eine Menge Radau gemacht
haben, sind wir ihr nicht merklich näher gekommen. Das Klimapaket, Madrid
und Politiker_innen oder Unternehmen mit leeren Worten und heißer Luft
haben  niemanden  glücklich  gemacht.  Im  Gegenteil:  Frustration,
Desillusionierung  und  Burn-Outs  machen  sich  breit.  Daher  die  Idee,  am
ersten  Wochenende  des  Jahres  einen  FFF-NordKongress  in  Hamburg  zu
veranstalten, auf dem die Bewegung darüber diskutieren kann, wie wir statt
zu  schrumpfen  noch  viel  größer  werden  können  und  vor  allem:  welche
Strategie wir brauchen, um den Kampf ums Klima doch noch zu gewinnen.

Wir von Revolution waren auch mit einer Delegation von Genoss_Innen aus
Berlin,  Greifswald und Hamburg dabei und sind dort für die Perspektive
e i n g e t r e t e n ,  d i e  w i r  a u c h  i n  u n s e r e m  S t r a t e g i e p a p i e r
(onesolutionrevolution.de/handeln-statt-hoffen-welche-strategie-fuer-fridays-
for-future/) vorschlagen.

An  sich  war  der  NoKo  eine  sehr  gute  Initiative  und  die  hohe  Zahl  an
Teilnehmer_Innen  hat  gezeigt,  dass  es  ein  großes  Interesse  an  einer
gemeinsamen Diskussion in unserer Bewegung gibt. In seinem Verlauf haben
sich  allerdings  auch einige  Schwächen aufgetan,  aus  denen wir  für  den
nächsten Kongress Lehren ziehen können. Das problematischste hierbei war,
dass es nicht genügend Gesamtplena gab, auf denen man eine kollektive
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Strategiedebatte hätte führen können. Stattdessen hat man sich wieder in
kleine Workshops aufgesplittert. Deren Inhalt war zudem auch oft ziemlich
Banane,  so  wurde  ein  Unternehmensberater  angeheuert,  der  politische
Strategien mit Marketingtricks ersetzen wollte oder es gab einen Workshop,
indem  darüber  referiert  wurde,  wo  die  besten  „klimaneutralen“
Investitionsmöglichkeiten  existieren  (lächerlicher  Weise  wurde  hier
ausgerechnet Siemens genannt). Es kann aber keinen grünen Kapitalismus
geben! Wir dürfen daher auch unsere Zeit nicht mit sinnlosen Versuchen
verplempern, den Kapitalismus doch noch grün zu machen! System Change
not Climate Change! Anticapitalista!

Rezession,  Angriffe,
Revolutionen:  Warum  wir  eine
Jugendinternationale brauchen!
Lars Keller

Wenn wir die aktuellen
Geschehnisse in der Welt betrachten, wird eines sofort klar: nichts
ist sicher, nichts bleibt wie es ist. In Lateinamerika finden
fortschrittlich sowie rückschrittlich geprägte Proteste statt, in
Chile kam es zu einer Revolution, welche das gesamte Volk umfasst. In
den USA leiten die Demokraten ein Amtsenthebungsverfahren gegen
Donald Trump ein.

Die EU befindet sich
weiter in einer schweren Krise: der Brexit ist nach wie vor
Dauerthema, die Allianz Berlin – Paris bröckelt, die Festung
Europa lässt Tausende Menschen im Mittelmeer ertrinken. In
Frankreich findet seit Anfang Dezember ein Generalstreik gegen
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Macrons Rentenreform statt. Nicht zu vergessen ist Europa das Zentrum
der globalen Klimabewegung geworden, mehrere Klimastreiks
mobilisierten Millionen von Menschen.

Im Nahen und Mittleren
Osten erheben sich ebenfalls die Volksmassen: der Libanon, der Iran
und der Irak werden von Massenprotesten erschüttert. Auch in Ägypten
gehen wieder Menschen gegen das diktatorische al-Sisi Regime auf die
Straße. Vor einigen Monaten konnten wir eine erfolglose Revolution
im Sudan sehen. Gleichzeitig sind fortschrittliche Errungenschaften
des arabischen Frühlings bedroht: Die Türkei startete vor einigen
Wochen einen militärischen Angriff auf das fortschrittliche Projekt
Rojava.

Reisen wir weiter
Richtung Asien, so kommen wir an vielen Pulverfässern vorbei:
Afghanistan und der Irak befinden sich seit über 15 Jahren im
Kriegszustand. Dem Iran droht weiterhin ein militärischer Überfall
durch die USA. Zwischen Pakistan und Indien gibt es einen
fortwährenden Konflikt um die Region Kashmir und Jammu. Und dann
bleibt noch Hongkong als Ort, wo Menschen seit Monaten auf die Straße
gehen um sich gegen die Unterdrückung durch die chinatreue Regierung
zu wehren.

Krise

Im Hintergrund all
dieser Kämpfe und Krisen steht, dass die globale Wirtschaft in eine
Rezession * rutscht und auf die nächste große Krise zusteuert.
Diese Krise ist eine Verschärfung der tieferen Krise im
Kapitalismus, welche 2008 zuletzt heftig ausbrach und die
Weltwirtschaft an den Rande des Abgrunds brachte. Die
Kapitalist_Innen stehen vor dem Problem, dass sie kaum noch
Möglichkeiten haben, ihr Kapital so zu investieren, dass ein
ausreichend großer Profit erzeugt wird. Daher geht es den
mächtigsten Ländern und Staatsverbünden um eine Neuaufteilung



dieser Welt. Sie streiten sich darum, wer Platz machen muss, damit
die anderen kapitalistischen Mächte weitermachen können, mit der
Jagd nach Profit und ewigem Wachstum. Wir nennen diese starken Mächte
imperialistisch – sie sind in der Lage bei allen möglichen
Weltfragen mitzureden und üben im gesamten Weltgeschehen Einfluss
aus. Zu diesen Ländern zählen wir hauptsächlich die USA, China,
Russland, Japan, Kanada, Australien sowie viele Staaten Europas,
allen voran Deutschland, Frankreich und Großbritannien, aber auch
Länder wie Italien oder Spanien, als schwächere Mächte.

Bei diesem Kampf um
Einflusssphären, Rohstoffe, Produktionsstandorte und Märkte wollen
dann auch Regierungen mit regionalem Einfluss mitspielen, die aber in
globalen Fragen weniger zu melden haben. Für den arabischen Raum
sind das Saudi-Arabien, die Türkei, der Iran und Israel. Sie
lavieren teilweise zwischen Großmächten und sind auf deren
Unterstützung angewiesen, während die Großmächte gleichzeitig um
diese Regionalmächte kämpfen.

Soziale Angriffe und Revolution

Die kapitalistische
Krise ist aber nicht nur mit dem Aufteilungskampf um die Welt
verbunden. Für die Kapitalisten ist klar: die Kosten der Krise
sollen einerseits ihre Konkurrenten, aber vor allem die
Lohnabhängigen, die breite Masse der Bevölkerung tragen. Daher
folgen schwere Angriffe auf soziale und demokratische
Errungenschaften. Sie bereiten einerseits die Grundlage für
Aufstände und Revolutionen, die sich gegen Regierungen und Kapitale
zur Wehr setzen, andererseits kann sich auf der Grundlage von
sozialem Abstieg auch der Rechtspopulismus bis hin zum Faschismus
breit machen.

In der ersten Reihe von
fortschrittlichen politischen Kämpfen stehen oft Jugendliche. Sie
sind weniger demoralisiert von Niederlagen und haben noch einen



längeren Lebenszeitraum vor sich, für den es zu kämpfen gilt.
Außerdem spielt immer auch der Kampf gegen Jugendunterdrückung –
sei es durch Familie oder den Staat – eine Rolle. Die Jugend ist
dabei allerdings keine eigenständige Klasse. Sie kommt aus der
Arbeiter_Innenklasse, Mittelschichten, Kleinbürger_Innentum oder
eben der Kapitalist_Innenklasse, ökonomisch ist sie meist abhängig
vom Elternhaus und zusätzlich oft auf besonders prekäre Jobs
angewiesen.

Ob ein
fortschrittlicher Aufstand oder eine Revolution erfolgreich ist,
misst sich daran, welche Kräfte die Situation zu nutzen wissen, um
dem Großteil der Bevölkerung einen Ausweg aus der Misere zu weisen
– wir würden sagen hin zu einem sozialistischen Umsturz und dem
Aufbau einer Rätedemokratie mit demokratischer Planwirtschaft. Wenn
dieses Ziel erreicht werden soll, braucht es wen des es vorschlägt
und taktische Schwachstellen des Gegners ausnutzen kann. Es braucht
also eine politische Führung für den Kampf. Dafür schlagen wir
allen militanten und fortschrittlichen Jugendlichen den Aufbau einer
Jugendinternationale vor!

Was ist das und wieso
brauchen wir das? Wie oben bereits beschrieben sind wir einem
international agierendem Gegner ausgesetzt. Die Bosse und Herrscher
sind trotz aller Konkurrenz gut gegenüber der Arbeiter_Innenklasse
organisiert und verfügen mit Geheimdiensten, Militär und
Institutionen wie Weltbank oder internationalem Währungsfonds über
mächtige Mittel Volksaufstände zu unterdrücken. Daher müssen auch
wir uns international aufstellen und organisieren. Doch wir als
Jugend können alleine nicht gewinnen. Wir besitzen nicht die Macht
die Produktion zu stoppen oder diese gar selbst zu übernehmen, auch
wenn viele von uns für wenig Geld arbeiten gehen. Daher muss eine
Jugendinternationale die Verbindung zur Arbeiter_Innenklasse suchen.
Diese braucht aus denselben Gründen wie die Jugend eine
internationale Organisation – eine Weltpartei, eine neue, fünfte



Internationale. Diese muss Kämpfe international zusammenführen und
in den jeweiligen Ländern in Aufstände intervenieren um ihnen eine
sozialistische Perspektive zu weisen.

Wir wollen das anhand
des Beispiels der chilenischen Revolution veranschaulichen.

Das Beispiel Chile

Seit Oktober befindet
sich Chile in Aufruhr. Die Proteste entzündeten sich an der
Ticketpreiserhöhung von U-Bahnen und entwickelten sich rapide weiter
bis zu den Forderungen nach einem Sturz der rechten Regierung von
Sebastian Pinera, einer Verfassungsänderung durch eine
konstituierenden Versammlung sowie umfangreichen Reformen in
Sozialversorgungssystem wie Renten und Gesundheitsversorgung.

Teile der Opposition
haben sich durch einen faulen Kompromiss mit der Regierung Mitte
November kaufen lassen: Eine Verfassungsreform soll kommen, aber erst
im April 2020. Die verfassungsgebende Versammlung soll zur Hälfte
aus Delegierten der Bevölkerung und zur anderen Hälfte aus
Parlamentsmitgliedern bestehen und mit einer 2/3 Mehrheit in einem
Volksentscheid angenommen oder abgelehnt werden. Zu Recht kritisiert
der Vorsitzende der Chilenischen Kommunistischen Partei (PC),
Guillermo Teillier, dass dieser Schlüssel den Rechten Kräften ein
Veto über die Verfassung ermöglicht.

Die breite Masse ließ
sich durch den verräterischen Kompromiss nicht blenden und geht nach
wie vor auf die Straße. Zwar haben Gewerkschaften, PC und Frente
Ampilo (linke Sammelbewegung „Breite Front“) dem Kompromiss nicht
zugestimmt – von dessen Verhandlungen sie ohnedies ausgeschlossen
waren – dennoch machen sie politische Fehler und bremsen den Kampf
aus. Sie beschränken sich letztlich auf umfassende politische und
soziale Reformen und richten sich nicht auf eine Revolution der



Arbeiter_Innenklasse aus.

Was sollte stattdessen
eine kommunistische Jugendorganisation und Partei tun? Die Lage in
Chile stellt die Machtfrage: Behalten die chilenischen
Kapitalist_Innen, Militärs und damit verbunden das Finanzkapital
imperialistischer Staaten wie den USA die Macht wie bisher, oder
übernimmt die Arbeiter_Innenklasse die Macht? Dazwischen gibt es
nichts. Solange das Kapital über die ökonomischen Mittel der
Gesellschaft bestimmen kann und den nicht wählbaren Teil des Staates
(Militär, Polizei, Geheimdienst, Justiz) kontrolliert, wird die
Bevölkerung früher oder später niedergeworfen, werden die Reformen
angegriffen. Derzeit versucht sich Pinera noch auf dem Wege fauler
Kompromisse zu halten, doch wenn der Protest seine Energie verlieren
sollte, kann schnell der entscheidende Schlag gegen ihn erfolgen.

Daher müssten sich
Kommunist_Innen auf die Mobilisierung der Arbeiter_Innenklasse
fokussieren und folgendes Programm vorschlagen:

Für
einen unbefristeten Generalstreik, der die Regierung stürzt, durch
eine Arbeiter_Innenregierung ersetzt und sich auf Räte und Milizen
der Arbeiter_Innen, einfachen Soldat_Innen und armen Bäuer_Innen
selbst stützt!

Enteignung
des Großgrundbesitzes, der Schlüsselindustrien, Banken, Bergwerke
und ausländischen Kapitale unter ArbeiterInnenkontrolle!

Für
einen massiven Ausbau von Sozialem und Infrastruktur: Kostenloser
ÖPNV, massive Erhöhung von Löhnen und Renten und der Aufbau einer
staatlichen Gesundheitsversorgung sind nur Teile dessen! – Für einen
demokratischen Plan gesellschaftlich notwendiger Arbeiten!

Für



eine verfassungsgebende Versammlung, die unter Kontrolle der
Arbeiter_Innenklasse steht! Nein zu jedem Kompromiss mit bürgerlichen
Kräften!

Zerschlagung
des bürgerlichen Staatsapparates und Ersetzung durch einen Staat,
der die Macht der Arbeiter_Innen sichert!

Sollten diese
Forderungen von der breiten Masse aufgegriffen und umgesetzt werden,
wären natürlich sofort internationale Angriffe auf die chilenische
Revolution zu erwarten. Hier kommt die Jugendinternationale und eine
kommunistische Internationale der Arbeiter_Innenklasse ins Spiel:
Ihre chilenische Sektion müsste die oben aufgeführten Punkte
aufwerfen, doch letztlich ginge es darum die Perspektive in alle
Länder, insbesondere Lateinamerikas zu tragen und die Angriffe auf
Chile in ihren eigenen Ländern mit Generalstreiks und
Massenprotesten bis hin zu weiteren sozialistischen Revolutionen zu
beantworten. Daher lautet unser Gesamtslogan für Lateinamerika:

Für die vereinigten
sozialistischen Staaten Lateinamerikas!

*Einfach gesagt ist
eine Rezession ein wirtschaftlicher „Abschwung“. Während dieser
Phase stagniert, oder schrumpft die Wirtschaftsleistung eines
Landes/Kontinents o.ä. Damit einher geht der Anstieg der
Arbeitslosenquote. Die Nachfrage (vornehmlich in der Industrie)
sinkt….



Handeln  statt  Hoffen:  Welche
Strategie für Fridays for Future?
EDieses Papier ist aufgrund einer Strategiedebatte
innerhalb der bundesweiten Struktur von FFF entstanden. Als REVOLUTION
beteiligen wir uns seit einiger Zeit an den Klimaprotesten und unterstützen
diese  praktisch.  Dieses  Papier  versucht  vor  allem  zwei  Fragen  zu
beantworten:

Wie können wir unseren Protest im nächsten Jahr voranbringen und1.
unsere
Forderungen durchsetzen?
Wie können wir unsere Struktur verbessern?2.

Dabei  haben wir  den ersten Teil  vorangestellt,  da wir  glauben,  dass die
Inhalte auch maßgeblich das Vorankommen, aber auch die Form unseres
Protestes  bestimmen.  Viel  Spaß  beim  Lesen!  Wer  Weiteres  mit  uns
diskutieren möchte oder seine_ihre Kritik mit uns direkt teilen will, kann sich
unter strategiefff@riseup.net bei uns melden!

Kurze Bilanz

Seit einem Jahr streiken wir und haben es geschafft eine große öffentliche
Aufmerksamkeit zu schaffen. Jeden Freitag sind in verschiedenen deutschen
Städten Menschen auf die Straße gegangen, zudem gab es 4 internationale
Aktionstage. Hierzulande beteiligten sich am 20.09.2019 sogar 1,4 Millionen.
Das  ist  die  größte  Mobilisierung  seit  Jahren.  Kurz:  Viele  sind  sich  der
Problematik der Klimakrise nun bewusst und Politik und Medien mussten
sich vermehrt mit dem Thema beschäftigen. Unsere Forderungen wurden
allerdings nicht umgesetzt. Mit dem Klimapaket können die Ziele des Pariser
Klimaabkommens sowie die 1,5°C Grenze nicht eingehalten werden. Dieses
ist  nicht  mehr  als  ein  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein.  Auch  die  UN-
Klimakonferenz in Madrid endete wieder ergebnislos und hinterlässt  mal
wieder den Eindruck, dass es kaum Akteure des aktuellen Wirtschafts- und
Staatensystems gibt, die unsere Klimaziele umsetzen wollen. Aber wir wollen
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uns nicht demoralisieren lassen, sondern fragen uns: Was nun?

Welche Strategie brauchen wir?

Wie schon geschrieben: Wir sind Viele. Aber das
reicht nicht aus, um etwas zu ändern. Damit wir mehr werden – und vor
allem mehr
erreichen  –  müssen  wir  im  nächsten  Jahr  gezielter  vorgehen.  Statt
Klimaschutz
individuell zu denken (Was kann jede_r von uns einzeln tun?) müssen wir
kollektive  Verbesserungen  erkämpfen.  Das  hat  zwei  Gründe:  Zum Einen
sprechen
wir so mehr Menschen an, denn aktuell wird Klimaschutz nur mit Verzicht,
Verboten und Steuererhöhungen in Verbindung gebracht. Das schreckt ab,
da sich
das viele nicht leisten können und auch keine gute gesamtgesellschaftliche
Perspektive ist. Zum Anderen schaffen wir es dadurch im Hier und Jetzt
Veränderungen zu erwirken, die nicht nur unseren Lebensstandard erhöhen,
sondern auch schnellere Auswirkungen auf unsere Lebensgrundlage haben.
Zusätzlich  haben  wir  als  Bewegung  dann  einen  greifbaren  Erfolg!
Konsumprotest
kann  nur  ein  begleitendes  Mittel  sein.  Denn  was  nutzt  ein  bewusster
Verzicht,
solange die von uns genutzte Energie durch Kohleverstromung erzeugt wird
oder
Massenvernichtungswaffen gebaut werden?

Dazu müssen wir die Interessen der Mehrheit nach
einem Arbeitsplatz, einer gut bezahlten Zukunft, einem besseren Leben in
unsere
Forderungen mit einbeziehen. Also kurz: Lasst uns für Verbesserungen statt
Verbote einstehen! Damit genau das umgesetzt wird, müssen wir
Interessenvertretungen eben jener miteinbeziehen. In diesem Fall sind es die
Gewerkschaften, sowie die politischen Parteien, mit denen diese verbunden
sind.
Diese haben zwar in Fragen des Klimaschutzes in der Vergangenheit nicht



allzu
viel erreicht, aber organisieren bereits eine Masse an Leuten, die wir mit
unseren  Forderungen  erreichen  wollen  und  können.  Ein  zentraler
Ansatzpunkt  für
eine  erfolgreiche  Kampagne  sind  somit  die  Tarifrunden  der  Länder  im
nächsten
Jahr. Dort müssen wir uns als Fridays for Future beteiligen und gleichzeitig
eine eigene Position mit hereintragen, um Kämpfe zu verbinden.

Wie können wir die Kohlesubventionierung beenden und den1.
Beschäftigten
eine Perspektive bieten?

Hier sollten wir für einen
Branchentarifvertrag eintreten. Dies bedeutet einheitliche Bezahlung in der
Energiebranche, damit sie nicht gegeneinander ausgespielt werden. Werden
dann
Kohlekraftwerke geschlossen, bedarf es kostenloser Umschulungen und der
Erschließung  neuer  Jobs,  beispielsweise  im  Bereich  der  erneuerbaren
Energien,
die  dann  automatisch  zu  gleichem  Lohn  stattfinden  muss,  damit  die
Beschäftigten
eine Perspektive für weitere Arbeit haben. Dies muss dann beispielsweise
durch
die aktuelle Subventionierung der Kohle gezahlt werden, sowie durch die
stärkere  Besteuerung  von  Unternehmen  wie  RWE.  Weigern  sich  diese,
müssen wir
für die Enteignung dieser Firmen eintreten, die jahrelang von der Zerstörung
unserer Lebensgrundlage profitiert haben.

Verkehrswende
statt Klimawandel!

Dies kann nicht alleinig durch E-Mobilität beendet
werden. Wir müssen für einen kostenlosen ÖPNV eintreten, unter Kontrolle
der



Beschäftigen  und  Nutzenden.  Statt  den  Schwerpunkt  auf  individuelle
Verkehrswege
zu  legen,  sol l ten  wir  auf  die  Verbesserung  von  kol lekt iven
Fortbewegungsmitteln
setzen.  Diese  Forderung  kann  nur  real  werden,  wenn  wir  für  massive
Investitionen
in  die  Bahn eintreten,  für  mehr  Personal  mit  besseren Löhnen und den
Ausbau der
Streckennetze. Dazu müssen wir aktiv auf die Beschäftigten zugehen und sie
einladen, gemeinsame Aktionen mit uns zu machen. Beispielsweise bedarf es
Vollversammlungen in Schulen und Betrieben, wo wir gemeinsam über diese
Thematik diskutieren können und müssen. Daneben können wir auch unsere
Streiks
miteinander  verbinden.  Statt  uns  auf  das  Gerede  der  Konzerne  und
Regierungen  zu
verlassen, dass nicht genug Geld dafür da ist, sollten wir für die Einsicht in
die Geschäftsbücher eintreten. Schließlich geht der Klimaschutz uns alle an.

Holt die Gewerkschaften mit ins Boot!

Nicht umsonst sind im Rahmen
des weltweiten Generalstreiks 1,4 Millionen Leute auf die Straße gegangen.
Das zeigt:
Diese Aufforderung hat Wirkung. Wenn wir mehr als das Klimapaket haben
wollen,
dann müssen wir uns diesem Mittel bedienen! Dadurch, dass Unternehmen
Verluste
einfahren, erwirken wir Druck auf Politik und Kapital. Wir als Fridays for
Future müssen deshalb die Gewerkschaften zum Einen offen aufrufen, dies
mit uns
gemeinsam zu veranstalten,  indem sie  a)  offen dazu aufrufen und b)  im
Vorfeld
Vollversammlungen  an  den  Betrieben  organisieren.  Durch  die  oben
genannten
Forderungen  haben  wir  dann  gleichzeitig  Kontakt  zur  Belegschaft  und
können dies



ebenfalls unterstützen, sollte dies nicht passieren. Nur so können wir uns in
Stellung bringen, unsere Forderungen durchzusetzen. Gemeinsame Kämpfe
mit den
Beschäftigten sind ineiner Situation, in der die Wirtschaft weltweit stagniert,
besonders wichtig. Denn wir dürfen nicht zulassen, dass die Unternehmen
die
Kosten der ökologischen Krise durch Massenentlassungen und Auslagerung
von
umweltschädlicher Produktion in andere Nationen auf den Schultern der
Lohnabhängigen abladen.

Klimaschutz kennt keine Grenzen!

Das Problem des Klimawandels
lässt sich nicht in einem Land lösen. Wenn wir wachsen wollen, müssen wir
unsere
Kämpfe verbinden und über Nationalstaatsgrenzen hinweg gegen eine Politik
eintreten, die dafür sorgt, dass die Produktion in andere Länder verlagert
wird
und dort Löhne drückt, sowie die Umwelt zerstört. Ein Schritt dahin ist,
Bewusstsein  dafür  zu  schaffen  und  für  die  Anerkennung  von
Umweltzerstörung  als
Fluchtursache  und  volle  Staatsbürger_Innenrechte  für  Geflüchtete
einzutreten.
Ebenso  müssen  die  Länder,  die  besonders  unter  den  Folgen  des
Klimawandels
leiden, durch Zahlungen der Klimakillerkonzerne, wie beispielsweise RWE,
entschädigt werden.

Welche Struktur brauchen wir um das zu erreichen?

a) Damit unser
Protest nicht stagniert und wir schnell handlungsfähig bleiben, bedarf es
ebenfalls  Aktions-  und  Streikkomitees  an  den  Orten,  an  denen  wir  uns
tagtäglich
bewegen. Also an Schulen, Unis und Betrieben. Warum? Viele Aktivist_Innen



gehen
regelmäßig Freitags auf die Straße. Anstelle sich nur unter Gleichgesinnten
zu
bewegen und die Spaltung in der Umweltfrage zu vertiefen, lohnt es sich
durch
Mobilisierungen,  Vollversammlungen  und  kleineren  Aktionen  vor  Ort  die
Debatte
zu anderen Leuten zu bringen. Das sorgt für eine stetige Auseinandersetzung
und
befähigt gleichzeitig Viele von uns sich mehr einzubinden. Vor allem, da es
für
Viele leichter ist, sich dort zu organisieren, wo sie sich tagtäglich bewegen.
Es ist unsere Aufgabe offen um unsere Perspektive zu streiten und damit
neue
Aktivist_Innen für unsere Ziele zu gewinnen.

b) Diese Basiskomitees können dann Vertreter_Innen ins Plenum schicken
und Delegierte wählen. Dieses System hat mehrere Vorteile. Denn aktuell ist
das Problem,  dass  sich nicht  alle  von uns verantwortlich fühlen,  für  die
Sachen die entschieden und umgesetzt werden. Dadurch machen manche
Menschen  sehr  viel  Arbeit  und  haben  viel  Verantwortung  Alles  zu
entscheiden.  Der  Großteil  an  Menschen  wird  in  diesen  Prozess  nicht
einbezogen und übernimmt daher nur ab und zu Aufgaben.

d) Warum ist das
wichtig? Wir sind eine Jugendbewegung, die es geschafft hat ins Gespräch zu
kommen. Unser Ziel muss aber auch sein, dass 
Aktivist_Innen selbstständig lernen zu handeln anstatt zu hoffen. Also
sich eigenständig an unseren Strukturen zu beteiligen. Dies geschieht vor
allem
auch darüber, dass wir offen über Inhalte und Entscheidungen diskutieren.
Nicht
um der Selbstbeschäftigung willen, sondern um der Bewegung willen. Nur
wenn wir
demokratische  Strukturen  haben,  an  denen  sich  alle  beteiligen  können,



schaffen
wir es auch eine demokratische Bewegung zu sein.

e) Deswegen müssen
unsere Delegierten auch jederzeit rechenschaftspflichtig und wähl- und
abwählbar sein. Jede_r soll und darf Ideen einbringen, gleichzeitig müssen
zentrale  Momente  der  Bewegung  wie  Aktionstage,  Forderungen  und
Perspektiven
gemeinsam besprochen und abgestimmt werden. Das muss aber auch für alle
Aktivist_Innen
überprüfbar sein. Ansonsten droht die Gefahr, dass wichtige strategische
Entscheidungen nur  von einem kleinen Teil  getroffen  werden.  Was aber
passiert
wenn sich herausstellt, dass diese falsch oder nicht im Interesse des
gemeinsamen Ziels (Klimaschutz, yeah!) sind?

f) Um das zu
ermöglichen, brauchen wir Aktions- und Perspektivkonferenzen. Dort sollten
sich
alle Aktivist_Innen treffen können und die Chance haben, über die zentralen
Entwicklungen und unterschiedlichen Ausrichtungen, die es gibt (und immer
geben
wird), zu entscheiden. Der SoKo war hierfür ein guter Auftakt, aber wir
brauchen  nicht  nur  Momente  des  Empowerments,  wir  brauchen  offene
politische
Debatten, Anträge, Wahlen und Entscheidungen. Eine solche Konferenz sollte
im
Vorfeld eine offene Antragsphase haben.

g) Unser Ziel ist
es nicht nur eine zeitweise Bewegung zu schaffen, sondern die Gesellschaft
zu
verändern! Hierfür brauchen wir nicht nur Leute, die regelmäßig auf die
Straße
gehen und teilweise in den jeweiligen FFF-Ortsgruppen aktiv sind, nein, wir
brauchen Leute, die offen um ein politisches Programm diskutieren, die sich



einen
Kopf  machen.  Dafür  müssen  wir  allen  Teilen  der  Bewegung  gleiche
demokratische
Rechte geben. Es braucht offene Diskussion, ob die bittstellende Haltung
gegenübergestellt der Bundesregierung überhaupt die Chance hat, unsere
Ziele zu
erreichen oder ob wir eine gesamtgesellschaftliche Bewegung brauchen, die
selbst  die Zügel  in die Hand nimmt und die gesellschaftliche Produktion
unter
dem  Ziel  der  gleichen  Möglichkeiten  unter  den  Menschen  und  der
nachhaltigen
Beherrschung der Umwelt durch die Menschheit zum Ziel hat.  Wenn die
Perspektive,
die die Bewegung aktuell einnimmt, richtig ist, dann sollte sie auch eine
offene  Debatte  darüber  überstehen  und  alle  Teile  der  Bewegung  darin
bestärken
für ihre Position zu kämpfen. Sollte die Position hingegen falsch sein und wir
keine Debatte darüber führen, so würden wir damit die riesigen Chancen
eine
neue Generation bewusster Aktivist_Innen zu begeistern und in Bewegung zu
bringen, verschenken.

Das Ganze könnt ihr hier auch nochmal als PDF herunterladen:
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einigen Jahren boomt Leipzig, viele Menschen ziehen in die sächsische
Stadt. Das schlägt sich natürlich auch auf dem Wohnungsmarkt
nieder. Allerdings nicht nur in den sowieso schon teuren Gegenden,
sondern mittlerweile auch in alternativen Stadtvierteln wie Plagwitz
oder auch im Szeneviertel Connewitz, welches schon seit den 1990ern
für seine linken Freiräume bekannt ist. Während die Häuser hier
vorerst unangetastet blieben, kam es in den letzten Jahren zu
Mieterhöhungen, Renovierungen und Neubauten. Wirklich günstig kann
man mittlerweile hier auch nur noch leben, wenn man einen 15 Jahre
alten Mietvertrag hat.

Aktuell
gibt es gleich mehrere Projekte für Luxusbauten, wie beispielsweise
drei in der Wolfgang-Heinze-Straße, welche die Mietpreise in die
Höhe treiben und Menschen aus dem Kiez verdrängen. Andere sind
ebenfalls schon fertig gestellt wie die Studierendenapartments am
Connewitzer Kreuz, in welcher ein 19 m² kleines Apartment mal eben
525 Euro kosten kann oder die Neubauten neben dem „Werk 2“, für
die die alten Hausbestände abgerissen und die alten Anwohner_Innen
verdrängt wurden. Auch eine Nebenkostenabrechnung wird mal schnell
um 100 Euro in die Höhe getrieben, um Mieter_Innen noch mehr
auszusaugen. Anwohner_Innen wie geringfügig Verdienende,
Arbeiter_Innen, Sozialleistungen Beziehende, Azubis und Studierende,
welche nicht von den Eltern finanziert werden, können sich solche
Wohnungen bereits jetzt kaum leisten. Zwischen 2012 und 2016 stiegen
die Mietpreise um 21 %, 2017 gar um 10 %, 2018 pendelten sie sich
wieder auf „moderate“ 5,5 % ein. Zukünftig werden sie sich wohl
immer weniger ihre Wohnungen leisten können, zumal viele mit
stagnierenden Löhnen und Unterstützungen zurechtkommen müssen, die
schon jetzt nicht zum Leben reichen. Zusätzlicher Stress ist gegeben
durch den Zwang umzuziehen und etwaige polizeiliche, alles andere als
friedliche Räumungen.

In
Connewitz regt sich hiergegen Protest und so gibt es einige Ansätze



die sich gegen die Verdrängung richten. Zum einen gibt es die
Vernetzung Süd, welche es sich zum Ziel gemacht hat, Mieter_Innen an
einen Tisch zu bringen und durch Kundgebung und Demos eine
Veränderung zu bewirken. Sie fordert durchaus Schritte zur
Vergesellschaftung, die sie taktisch durch den Mieter_Innenverein
bewirken will, welcher sich politisch mehr engagieren soll.

Auf
der anderen Seite gibt es autonome Proteste, welche in den letzten
Monaten Schlagzeilen machten und auch im Fernsehen landeten, da
erstmalig im Leipziger Kontext nicht nur Bagger brannten, sondern
auch eine führende Mitarbeiterin einer für einen Neubau
verantwortlichen Immobilienfirma zusammengeschlagen wurde.

Das
ging für die Behörden zu weit. Die SOKO Linx gegen Linksextremismus
wurde gegründet und ein 100.000 Euro hohes Kopfgeld auf die
Täter_Innen ausgesetzt. Der Staat ruft also eine Hexenjagd aus.
Indem er die öffentliche Entsolidarisierung bezahlt, werden
zeitgleich vermehrte Polizeikontrollen und Streifen im Leipziger
Stadtteil gerechtfertigt. Das eigentliche Probleme, die Verdrängung
tausender Mieter_Innen, die vor allem die ärmeren Schichten der
Arbeiter_Innenklasse trifft, darunter viele Renter_Innen,
Alleinerziehende, Frauen, MigrantI_nnen rückt zugleich in den
Hintergrund. Die Immobilienwirtschaft, Bauunternehmen und die
Wohnungsspektulant_Innen inszenieren sich als Opfer und nutzen die
Chance, nicht nur von ihren Profitinteressen abzulenken, sondern
auch, um alle Mietproteste mal unter eine Art „Generalverdacht“
zu stellen, alles kaputt machen zu wollen.

Diese
Kriminalisierungsversuche aller, die sich gegen die Verdrängung
wehren, lehnen wir ab. Wir fordern die Auflösung der SOKO Linx, der
Bespitzelung der Szene und der Polizeikontrollen. Nicht brennende
Bagger und aus Wut und Empörung erwachsende individuelle, politisch
falsche Aktionen, sondern die Profithaie in der Bau- und



Immobilienwirtschaft stellen das eigentliche Problem dar. Durch die
Ausschreibung eines Kopfgeldes zeigen die Polizeibehörden freilich
einmal mehr, dass ihnen die „Anschläge“ nur als Vorwand für
verschärfte Repression, Bespitzelung und Hetze dienen, dass sie als
Erfüllungsgehilfen auf Seiten des Kapitals stehen.

Auch
wenn wir den Willen, etwas gegen die Verdrängung zu tun, berechtigt
finden, so schaden individuelle „autonome“ Brandlegungen oder
physische Angriffe auf Vertreter_Innen des Kapitals dem Widerstand
gegen die neue Immobilienwirtschaft jedoch mehr, als dass sie ihm
helfen. Sie bieten keine Perspektive und erweisen sich als politisch
kontraproduktiv. Sie stoppen die Vorhaben nicht. Allenfalls verzögern
sie einzelne Baumaßnahmen. So erklärte ein Verantwortlicher einer
Immobilienfirma im MDR-Fernsehen, dass der Bau höchstens um ein paar
Wochen verzögert wäre, wenn Bagger auf einer Baustelle brennen
würden. Und ob Angriffe auf Mitarbeiter_Innen überhaupt irgendeinen
Effekt auf die Bauzeit haben, sei dahingestellt.

Aktionen
wie der physische Angriff auf eine Mitarbeiterin einer
Immobilienfirma dienen eher den Zwecken jener, die sich eine goldene
Nase am Elend der Mieter_Innen verdienen. Sie tragen letztlich einen
reaktionären Charakter. Für einen Großteil der Mieter_Innen führen
solche Aktionen zur Abwendung von einer radikalen Perspektive für
die Wohnungsfrage. Selbst jene, die es für sinnvoll halten, werden
höchstens auf die nächsten geheimen Aktionen dieser anonymen
autonomen Jedi-Ritter_Innen hoffen, als dass sie aktiv werden. Die
individuelle Kleingruppenaktivität lässt also selbst
Sympathisierende als passive Zuschauer_Innen zurück, verkommt im
Grunde zu einer Form von Stellvertreter_Innenpolitik.

Den
Zwecken des Wohnungsbaukapitals kommt das durchaus gelegen. Die Masse
der Mieter_Innen wird verunsichert und von der notwendigen
Organisierung eher abgeschreckt denn ermutigt. Dabei könnte nur eine



Bewegung die Verdrängung stoppen, die sich auf breite Bündnisse,
Mieter_Innenversammlungen und -komitees stützt und um konkrete
politische Forderungen formiert – nicht nur in Connewitz, sondern
in ganz Leipzig, ja bundesweit.

Der
Wohnungsmarkt selbst bildet schließlich einen Teil des
kapitalistischen Gesamtsystems. Diesem droht die Krise, doch das
Grundbedürfnis zu wohnen hat noch Potential für höhere Renditen.
Gleichzeitig subventioniert der Staat Investitionen in Betongold
massiv, ob über Baubezuschussung oder indirekt durch Wohngeld. Der
Kampf der Mieter_Innen muss daher als Klassenkampf geführt werden.
Die Bedürfnisse, zu wohnen und hieraus Gewinn zu schlagen, stehen
einander entgegen. Und so werden es wohl kaum die sich abgrenzenden
individuellen autonomen Gruppen sein, denn um die Gewinne am
Wohnungsmarkt zu vereiteln und ausreichend leistbaren und
hochwertigen Wohnraum schaffen zu können, braucht es definitiv mehr
und mächtigere Aktivist_Innen.

Somit
brauchen wir eine antikapitalistische bundesweite
Mieter_Innenbewegung. Hierfür brauchen wir eine Strategiekonferenz,
in der wir offen um eine Perspektive der Mieter_Innenbewegung
streiten und gemeinsam in Aktion treten. Eine erfolgreiche Bewegung
braucht den Schulterschluss mit der Arbeiter_Innenbewegung. Wir
müssen jede Mieterhöhung als Angriff auf unsere Löhne verstehen.
Die Aufgabe von kämpfenden Arbeiter_Innen ist es hier, die
Gewerkschaften und die Beschäftigten in der Branche (z. B.
Bauarbeiter_Innen, Reinigungskräfte, Instandhaltung,
Hausmeister_Innen, …) ins Boot zu holen.

Wir
müssen die Wohnungsfrage mit der Eigentumsfrage verbinden.
Forderungen wie die entschädigungslose Enteignung der
Immobilienkonzerne unter Kontrolle der Mieter_Innen und Beschäftigten
sind hier ein Ansatzpunkt. Ein gutes Beispiel dafür ist die Berliner



Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen, welche durch ihre
Aktionen das Konzept der Enteignung wieder in aller Munde gebracht
hat. So muss nun beispielsweise auch die SPD einen mehr oder minder
löchrigen Mietendeckel umsetzen. Aber die Organisierung gegen hohe
Mieten und Luxus-Neubauten darf sich nicht nur grundsätzlich auf die
Wohnungsfrage beziehen, sie muss erweitert werden auf alle Fragen,
die das Leben in einer Stadt, also beispielsweise Kulturräume und
öffentliche Verkehrsmittel, und generell den Kampf gegen den
Kapitalismus, also Enteignung der Betriebe und demokratische
Arbeiter_Innenkontrolle, betreffen. Daher fordern wir, die
entschädigungslose Enteignung aller „Miethaie“ und die Kontrolle
des Wohnraums unter Arbeiter_Innenkontrolle zu stellen, sowie einen
massiven Ausbau von Sozialwohnungen und Infrastruktur in der Stadt,
kostenlose öffentliche Nahverkehrsmittel und Kulturangebote für
alle.


